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nach bewegten Zeiten der Corona-
Pandemie und dem im Alltag immer 
wieder gegenwärtigen  zerstörerischen 
Angriffskrieg Putins in der Ukraine, 
fällt die Überleitung zu justizpoliti-
schen Themen nicht leicht, doch am 
9. Mai 2023 haben Sie die Wahl.

Durch die Einführung neuer Pro-
gramme und der eAkte erleben wir 
eine starke Veränderung unseres Ar-
beitsalltages. Die Chancen und Risi-
ken der Digitalisierung müssen wir 
aktiv gestalten bzw. minimieren. Wir 
als nrv wollen sicherstellen, dass den 
Richter*innen eine IT zur Verfügung 
gestellt wird, die intelligent arbeitet, 
zudem individuellen Falllösungen nicht im Wege steht. Die 
Technik muss sich an den Bedürfnissen richterlicher 
 Tätigkeit orientieren und unsere Arbeit unterstützen, d. h. 
sich an unsere Arbeitsabläufe anpassen und nicht umge-
kehrt. Einer weiteren, häufig beklagten Verlagerung von bis-
her nichtrichterlichen Tätigkeiten auf die Richter*innen wer-
den wir als nrv entgegentreten. Auch durch die Mitbestim-
mung wollen wir sicherstellen, dass Performanceprobleme, 
wie z. B. das gefühlt ewig dauernde Hochladen von Program-
men, nicht unseren Arbeitsalltag bestimmen und aus dem 
Blick der Verantwortungsträger geraten. Zudem werden wir 
darauf achten, dass auch der Gesundheitsschutz der 
Kolleg*innen beim Arbeiten im digitalen Umfeld immer 
mitgedacht wird. Aktuelles zur Elektronischen Akte lesen 
Sie in „Unsere neue digitale Dauerbaustelle“ auf Seite 19.

Die nrv wird einer weiteren Arbeitsverdichtung und Er-
höhung der Arbeitsbelastung entgegentreten. Das Pebb§y-
Gutachten aus 2014 bildet unsere komplexer werdende 
 Arbeitswirklichkeit nicht mehr ab. Weder die eAkte noch 
diverse Gesetzesänderungen und neue Komplexitäten von 
Verfahren sind abgebildet. Wir müssen unsere landeseigenen 
Spielräume durch eigene Basiszahlen und -zuschläge nutzen, 
um die reale Arbeitssituation abzubilden. Lesenswertes hier-
zu finden Sie in dem Beitrag „Arbeitsbelastung realistisch 
abbilden – Keine alten Pebb§y-Zahlen …“ auf Seite 22.

Die nrv wird sich dafür einsetzen, 
dass die Öffentlichkeitsarbeit unter 
Einbindung der Social Media zeit-
gemäß aufgestellt wird. Besonders 
wichtig ist uns der Aufbau einer 
„Netzfeuerwehr“, deren Aufgabe es 
ist, Kolleg*innen zur Seite zu  stehen, 
wenn diese online angegriffen oder 
durch falsche Darstellungen ihrer 
Entscheidungen verleumdet wer-
den. Lesenswertes hierzu finden Sie 
in dem Artikel „Gestaltungs chancen 
nutzen und vor Shitstorm schützen“ 
auf Seite 30. 

Maßlos geärgert hat uns, dass die 
Landesregierung vor dem Hintergrund 

der schwebenden gerichtlichen Verfahren auf eine amts-
angemessene Beamten- bzw. Richterbesoldung in Schleswig-
Holstein ihre Anpassungszusage aufgekündigt hat und alle 
Kolleg*innen nun selber klagen müssen. Dies kann so nicht 
stehen bleiben. Wir haben uns um anwaltlichen Schutz für 
die Kolleg*innen gekümmert, die sich gegen die Höhe der 
derzeitigen Besoldung wenden wollen. Alles weitere in 
dem Artikel „Aufkündigung der Anpassungs zusage durch 
das Land – was nun?“ auf Seite 24 und dem dazugehörigen 
Kasten.

Wir als nrv werden uns aktiv für die Schaffung von 
mehr Planstellen für die Proberichter*innen einsetzen. 
Das Elend der langen Wartezeiten in der Ordentlichen 
 Gerichtsbarkeit bis zur Verplanung muss einer Lösung zu-
geführt werden. Lesen Sie „Still ruht der See – Mehr Plan-
stellen für Proberichter*innen“ auf Seite 28.

Wir bitten Sie um Ihre Superstimme für unsere Liste. 
Damit wir unsere Forderungen  konstruktiv,  kritisch nach-
haltig und mit einem starken Durchsetzungs potenzial ver-
treten können.

Michael Burmeister
Erster Sprecher Neue Richtervereinigung, Landesverband SH

E D I T O R I A L

Zur Wahl am 9. Mai 2023
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

Mitglieder der nrv und Interessierte,
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Unsere Kandidatinnen und  
Kandidaten im Überblick

Das Wahlverfahren

Wissenswertes
Am Dienstag, den 09. 05. 2023 wählen 
in Schleswig-Holstein die Richter-
innen und Richter nicht nur die ört-
lichen Richterräte, sondern auch die 
Bezirksrichterräte, den Hauptrichter-
rat und den Präsidialrat.

Schleswig-Holstein hat das bundes-
weit führende Mitbestimmungsgesetz 
(MBG), das am 1. 1. 1991 in Kraft  getreten 
ist und den Mitbestimmungsgremien 
einen starken Einfluss durch die Betei-
ligung an allen personellen, sozialen, 
organisatorischen und sonstigen inner-
dienstlichen Maßnahmen sichert.

Auch zukünftig wird es sehr wichtig 
sein, dass bei den vor uns liegenden 
Aufgaben die Interessen der Richterin-
nen und Richter in Schleswig-Holstein 
durch starke Mitbestimmungsgremien 
vertreten werden. Daher unsere Bitte: 
Gehen Sie wählen.

Wahl des Hauptrichterrates

Für den Hauptrichterrat hat jede und 
jeder Wahlberechtigte fünf Stimmen, 
darf aber höchstens zwei Richter und 
höchstens drei Richterinnen wählen. 
Werden mehr Bewerberinnen oder 
Bewerber angekreuzt, als die den 
Höchstzahlen entspricht, ist der ge-
samte Stimmzettel ungültig. Der 
Hauptrichterrat wird mit dem roten 
Stimmzettel gewählt.

Wahl der Bezirksrichterräte

Als Stufenvertretungen sind Bezirks-
richterräte am OLG, am OVG und am 
LSG eingerichtet.

Bei der Wahl zum Bezirksrichterrat 
sind 3 Mitglieder zu wählen. Daher hat 
jeder Wahlberechtigte bis zu 3 Stim-
men und zwar höchstens eine Stimme 
für einen Richter und höchstens zwei 
Stimmen für Richterinnen.

Der Bezirksrichterrat der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit wird mit dem 
blauen Stimmzettel gewählt.

Wahl der Präsidialräte

Bei den Präsidialräten sind jeweils eine 
Richterin oder ein Richter als ständi-
ges Mitglied für die einzelnen Ge-
richtsbarkeiten zu wählen sowie eine 
Richterin oder ein Richter als Stellver-
treter/Stellvertreterin. Das ständige 
Mitglied und seine Vertreter/innen 
werden mit dem grünen Stimmzettel 
gewählt. 

Zu wählen sind auch drei Richterin-
nen und Richter als nichtständige 
Mitglieder des Präsidialrates des je-
weiligen Gerichtszweiges mit je einem/ 
einer Stellvertreterin. Die nichtstän-
digen Mitglieder und die Stellvertre-
ter/innen werden mit dem gelben 
Stimmzettel gewählt. 

Jeder Wahlberechtigte hat eine 
Stimme für die Wahl des ständigen 
Mitgliedes und sein/e Stellvertreter*in. 
Für die Wahl der nichtständigen Mit-

glieder hat jede/r Wahlberechtigte bis 
zu 3 Stimmen, und zwar höchstens 2 
Stimmen für weibliche Bewerberin-
nen und höchstens eine Stimme für 
männliche Bewerber. 

Wahl mit der Superstimme

Die zulässigen Stimmen können (un-
ter Beachtung der Höchstzahlen für 
Richterinnen und Richter insgesamt) 
auf einem Wahlvorschlag abgegeben 
werden, sie dürfen aber auch auf ein-
zelne Bewerberinnen und Bewerber 
verschiedener Wahlvorschläge verteilt 
werden. 

Alternativ kann ein gesamter Wahl-
vorschlag „Listenwahl“ angekreuzt 
werden (sogenannte „Superstimme“). 
Bei Abgabe der Superstimme für den 
Hauptrichterrat sind gewählt die ers-
ten fünf BewerberInnen des ange-
kreuzten Wahlvorschlags.

Bei der Superstimme für den 
 Bezirksrichterrat der Ordentlichen 
Gerichtsbarkeit sind gewählt der erste 
Bewerber und die ersten beiden Be-
werberinnen.

Werden mehr Bewerberinnen oder 
Bewerber angekreuzt, als es den 
Höchstzahlen für das jeweilige Gremi-
um entspricht, ist der gesamte Stimm-
zettel ungültig.    
      ¶

Das Wahlverfahren
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Hauptrichterrat

S U P E R S T I M M E
Michael Burmeister 

Katrin Gebhardt 
Anja Farries 

Tim Otto 
Dr. Katharina Bork

Simon Starke
Tanja Banneck

Mark Eidam 
Dr. Anne Pfister
Dr. Marc Petit

Bezirksrichterrat  

S U P E R S T I M M E
Verena Wege 

Dr. Ulrich Fieber 
Dr. Britt Tönsmeyer

Dr. Thomas Gedschold
 Julia Roemer 

Dr. Oliver Moosmann

Präsidialrat  
– ständiges Mitglied –

Prof. Dr. Frank Guido Rose 
Alexandra Jacobs (Vertreterin)

Alexandra Jacobs
Prof. Dr. Frank Rose (Vertreter)

Präsidialrat  
– nichtständiges Mitglied –

Dr. Janina Gärtner 
Bodo Hasselder (Vertreter)

Dr. Matthias Lohmann
Nathalie Burggraf (Vertreterin)

Anne Stange 
Ingo Socha (Vertreter)
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Die nrv steht für Offenheit, Transpa-
renz und Zuverlässigkeit und eine mo-
derne Justiz. Wir sind überzeugt, dass 
– gerade personelle – Vielfalt in der 
Justiz insgesamt wie auch in allen 
 Gremien ein Gewinn ist und die Dritte 
Gewalt stärkt. Erst diese Vielfalt er-
möglicht die Berücksichtigung auch 
der Interessen der verbandlich nicht 
gebundenen Kolleginnen und Kolle-
gen. Wir stellen die inhaltliche Arbeit 
an rechts- und justizpolitischen The-
men in den Vordergrund, nicht die 
Wahrung von Standes- oder Verbands-
interessen. 

–  In der Gremienarbeit steht für uns 
eine nachhaltige Stärkung der 
rechtsprechenden Gewalt und die 
Sicherung der richterlichen Unab-
hängigkeit an erster Stelle. 

–  Einer weiteren  Arbeitsverdichtung 
in der schleswig-holsteinischen 
Justiz treten wir mit aller Ent-
schiedenheit entgegen. 

  Die nicht mehr aktuellen Pebb§y-
Zahlen spiegeln die Arbeitswirk-
lichkeit nicht mehr wieder. Die Ein-
führung der eAkte hat im richter-
lichen Bereich zu keiner Entlastung 
geführt. Kolleginnen und Kollegen 
berichten konstant, dass alltägliche 
Arbeitsschritte ein Vielfaches an 
Zeit benötigen. Dies muss abgebil-
det werden. 

  Wir fordern schon vor dem ange-
kündigten Gutachten zur Pebb§y-
Neuerhebung 2027 bereits jetzt 
eine realistische Abbildung der 

Arbeitsbelastung durch eine 
länder spezifische Fortschreibung 
der Pebb§y-Zahlen. 

–  Ausweislich unserer Befragung in 
der Sozialgerichtsbarkeit zur 
eAkten -Einführung ist deutlich ge-
worden, dass die Integration von 
Beiakten in die eAkten-Software 
sehr unzureichend funktioniert. 
Das Ministerium muss weiterhin 
und darüber hinaus mit Nachdruck 
an einer Lösung dieses Problems 
 arbeiten. Dies gilt auch für die wei-
teren Probleme (Performance, Ar-
beitsabläufe), die sich bei der alltäg-
lichen Arbeit mit der eAkte stellen. 

–  Wir werden die Interessen der Kol-
leginnen und Kollegen bei dem 
Projekt „Justiz – Arbeit in der Zu-
kunft“ nachhaltig und konsequent 
vertreten. Wir setzen uns dafür ein, 
das Ziel des Projekts, die Justiz als 
attraktive Arbeitgeberin in der Zu-
kunft zu erhalten, tatsächlich mit 
Leben zu füllen, und wollen verhin-
dern, dass es nur als Feigenblatt für 
die Umsetzung von Sparmaß-
nahmen benutzt wird. 

–  Die Belange der Proberichterin-
nen und Proberichter sind uns be-
sonders wichtig. 

  Die von der nrv unterstützte Ein-
führungsphase muss weiterent-
wickelt werden. Die reduzierte 
 Belastung in den ersten sechs 
 Monaten bei den Eingängen muss 
auch im Bestand des jeweiligen De-

zernates erfolgen und ggf. durch 
Dienst vereinbarungen – wie etwa 
in der Sozial gerichtsbarkeit erfolgt 
– sicher gestellt werden. 

  Wir werden uns für eine Planstel-
lenoffensive für die Proberichter-
innen und Proberichter einsetzen, 
mit dem Ziel, mehr Planstellen 
zur Verfügung zu stellen. Es kann 
nicht sein, dass die Zeiten bis zur 
Verplanung ständig steigen. 

–  Wir treten für transparente Ent-
scheidungsprozesse innerhalb der 
Justiz ein. Für uns sind deshalb rich-
teröffentliche Präsidiumssitzungen 
selbstverständlich. Gerade in Zei-
ten der Digitalisierung bedarf es 
zudem starker Mitbestimmungs-
gremien. Der Prozess birgt Chan-
cen, aber auch Risiken, insbesonde-
re einer Veränderung der Arbeits-
bedingungen zum Negativen und 
einer Ausweitung der Kontrolle am 
Arbeitsplatz durch die Justizverwal-
tung. Starke Mitbestimmungs-
gremien müssen sich hier auch 
 gegen vermeintliche Sachzwänge 
behaupten und diese kritisch hin-
terfragen. 

–  Wir treten für eine verstärkte Öf-
fentlichkeitsarbeit und den Auf-
bau einer „Netzfeuerwehr“ ein, 
deren Aufgabe es ist, Kolleginnen 
und Kollegen zur Seite zu stehen, 
wenn diese online angegriffen oder 
durch falsche Darstellungen ihrer 
Entscheidungen verleumdet wer-
den sollen. Hierdurch soll Kompe-

Warum 
„nrv, ver.di und Unabhängige“ 

wählen?
tenz und Erfahrung auf diesem Feld 
gebündelt werden und vor allem 
den betroffenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, aber auch den 
immer mitbetroffenen Verwaltun-
gen und Dienstherren eine kompe-
tente Stelle an die Seite gegeben 
werden, die Handlungsoptionen 
kennt, berät und das weitere Vor-
gehen koordiniert. Hierauf werden 
wir ein Hauptaugenmerk richten. 
Wir werden die Auseinander-
setzung über den Wert der recht-
sprechenden Gewalt aktiv und 
selbstbewusst führen und jeder 
Herab setzung entgegentreten. 

–  Die nrv vertritt gleichermaßen die 
Interessen der Fachgerichtsbar-
keiten und der Ordentlichen Ge-
richtsbarkeit mit Nachdruck. Und 
wir setzen uns dafür ein, dass das 
Wahlverfahren zukünftig auch die 
Vertretung der  Fachgerichtsbarkeiten 
im Hauptrichterrat sicherstellt. 

–  Ausgangspunkt unserer Überlegun-
gen zur Richterwahl und -beurtei-
lung ist insbesondere die faktische 
Abhängigkeit der Beurteilung 
durch einzelne Personen. Deshalb 
drängen wir auf eine Umsetzung 
des Koalitionsvertrags, wonach in 

einem ergebnisoffenen Prozess un-
ter Einbeziehung von Richterschaft, 
Anwaltschaft und Zivilgesellschaft 
ein Dialog angestoßen wird, wie al-
ternative Modelle ausgestaltet wer-
den können. Die Richterwahl soll in 
einem transparenten und am Maß-
stab der Bestenauswahl orientierten 
Prozess erfolgen, um Vertrauen zu 
sichern und Qualität wie Pluralität 
zu gewährleisten. 

–  Zudem werden wir uns weiter dafür 
einsetzen, dass die führende Position 
Schleswig-Holsteins bei der Media-
tion ausgebaut und gesichert wird.  ¶

Die in der Gewerkschaft ver.di organisierten Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte setzen 
sich für die folgenden Ziele ein: 

Der verfassungsrechtlichen Stellung der Richterinnen und Richter muss durch eine angemessene Besoldung Rechnung 
getragen werden. Es darf nicht weiter, wie im Gefolge der Föderalismusreform geschehen, einen  Unterbietungswettbewerb 
der Landesgesetzgeber und einen Flickenteppich in der Richterbesoldung geben. Tarifabschlüsse im Öffentlichen Dienst 
sind auch an die Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte weiterzugeben. Das Ziel der Selbst-
verwaltung der Justiz hat für Verdi besondere Priorität. Denn die Gewaltenteilung muss vollendet werden. Es kann auf 
Dauer in der rechtsstaatlichen Demokratie nicht angehen, dass die Träger der Dritten Gewalt von der Exekutive, vertreten 
durch den Justizminister, mitverwaltet werden. Die Autonomie der Justiz ist im europäischen Umland eine Selbstver-
ständlichkeit, in Deutschland muss sie zügig realisiert werden. Verdi setzt 
sich  außerdem für den Abbau von Hierarchien in der Justiz u. a. durch Wahl 
der Präsidenten auf Zeit und ein einheitliches Richteramt ein. Verdi kämpft 
gegen die Sparpolitik in der Justiz, setzt sich ein für den Ausbau der Mit-
bestimmung und die Stärkung der Zusammenarbeit unter allen Gruppen 
von Justizbeschäftigten.
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Der Hauptrichterrat ist das Mitbestim-
mungsorgan der Richter*innen bei dem 
Ministerium für Justiz und Gesundheit. 
Er besteht aus fünf Mitgliedern, in der 
letzten Legislaturperiode wurde die 
Liste „nrv, ver.di und Unabhängige“ 
durch Michael Burmeister und Anja 
Farries im Hauptrichterrat vertreten. 

Der Hauptrichterrat entscheidet mit 
dem MJG in allen dort angesiedelten 
Angelegenheiten der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit, der Verwaltungs-, Sozial- 
und Finanzgerichtsbarkeit und wird 
gewählt von den Richterinnen und 
Richtern dieser Gerichtsbarkeiten. 

Da das schleswig-holsteinische Mit-
bestimmungsgesetz von der Mitbe-
stimmung der Richterräte bei allen 
personellen, sozialen, organisatori-
schen und sonst innerdienstlichen 
Maßnahmen ausgeht, ist der Haupt-

richterrat immer am Puls der Zeit und 
kann seine Gestaltungsmöglichkeiten 
für die Richter* innen und die Justiz in 
Schleswig-Holstein nutzen. 

Der Hauptrichterrat ist an allen 
vom Ministerium einberufenen Len-
kungs-, Arbeits- und Projektgruppen 
beteiligt, wie z. B. aktuell bei dem 
wichtigen Projekt „Justiz – Arbeit in 
der Zukunft“ oder zuvor bei der Ar-
beitsgruppe zur Personalentwicklung 
sowie zu den Beurteilungsrichtlinien, 
so dass frühzeitig sichergestellt wird, 
dass die Interessen der Richter*innen 
in allen Entscheidungsfindungsprozes-
sen deutlich berücksichtigt werden. 

Traditionell trifft sich der Haupt-
richterrat regelmäßig mit dem Staats-
sekretär zur Erörterung landesweiter 
Justizmaßnahmen und zur Beschluss-
fassung. Häufig werden soziale, organi-

satorische und andere innerdienstliche 
Angelegenheiten zwischen dem MJG 
und dem Hauptrichterrat durch Dienst-
vereinbarungen geregelt. 

So wurden Dienstvereinbarungen 
z. B. zur Einführung der eAkte, zum 
Frauenförderplan, zu den Beurtei-
lungsrichtlinien und vielen weiteren 
abgeschlossen. Auch die 6-monatige 
Einführungsphase für Proberichterin-
nen und Proberichter ist auf der 
Grundlage einer Dienstvereinbarung 
so entstanden. 

Der Hauptrichterrat ist (ebenfalls 
auf der Grundlage von Dienstverein-
barungen nach dem Mitbestimmungs-
gesetz) beteiligt bei der Einstellung 
neuer Proberichterinnen und Probe-
richter in den Landesdienst und bei 
der Abordnung von Richterinnen und 
Richtern an das MJG.    ¶

Gremienwahl 2023

H A U P T R I C H T E R R AT

Die Arbeitsdichte nimmt insbesonde-
re wegen der Einführung der eAkte, 
der zunehmenden Komplexität der 
Verfahren und der nicht ordnungs-
gemäßen Abbildung der Arbeitsbelas-
tung in den veralteten Pebb§y-Zahlen 
ständig zu, die personelle Ausstattung 
der Gerichte ab. Die Schmerzgrenze 
ist überschritten. 

>  Deshalb: Personalausstattung der 
Justiz verbessern! 

Die Wartezeit der Richterinnen und 
Richter auf Probe auf eine Planstelle ist 
unverhältnismäßig lang. 

>  Deshalb: Mehr Planstellen für 
Richterinnen und Richter auf 
 Probe! 

Dezernate von Richterinnen und 
Richtern auf Probe in der Einführungs-
phase weisen immer wieder einen 
nicht der Eingangsbelastung angepass-
ten Bestand auf. Dies läuft der Ziel-
richtung der Einführungsphase zuwi-
der. Etwa in der Sozialgerichtsbarkeit 
wurde eine Dienstvereinbarung abge-
schlossen, um ein vermindertes Dezer-
nat in der Einführungsphase sicherzu-
stellen. 

>  Deshalb: Wir fordern die flächen-
deckende Reduktion der Akten-
bestände für Proberichterinnen und 
-richter in der Einführungsphase 
auf einen der Eingangsbelastung 
entsprechenden 70 %-Bestand!

Die Digitalisierung, insbesondere die 
Einführung der elektronischen Ge-
richtsakte, stellt uns vor große Heraus-
forderungen. Genau diese sind nur zu 
bewältigen mit einer ausreichenden 
personellen und technischen Ausstat-
tung. Immer wieder wird uns von ver-
schiedenen Standorten von schlechter 
Performance und ständigen Unterbre-
chungen des Workflows berichtet. 

>  Deshalb: Ausbau und Stabilisierung 
des Datennetzes und Stärkung der 
IT-Stellen vor Ort!

Zudem muss der mit der Digitalisie-
rung einhergehenden Gefahr der fakti-
schen Dauererreichbarkeit und des 
durchgehenden Arbeitseinsatzes und 
einer entsprechenden – wenn auch nur 
empfundenen – Erwartungshaltung 
begegnet werden. Ein solcher Druck 
beeinträchtigt nicht nur die richterli-
che Unabhängigkeit, sondern kann 
auch schnell in Krankheit umschlagen.

>  Deshalb: Der Respekt vor unserer 
Arbeitskraft gebietet auch in der 
digitalen Welt einen Feierabend! 

In digitalen Zeiten sind oftmals Ent-
scheidungen zu treffen, für die es keine 
Routine gibt. Die Beteiligung der Mit-
bestimmungsgremien wird dabei oft-
mals vergessen. Auch werden manche 
Entscheidungen als vermeintliche 
Sach zwänge dargestellt, sind aber ei-
gentlich kritisch zu hinterfragen. 

>  Deshalb: Konsequente Mitbestim-
mung und Transparenz auch in 
 digitalen Fragen! 

In der letzten Legislaturperiode hat 
sich gezeigt, dass das aktuelle Beurtei-
lungssystem fortzuentwickeln ist. Dies 
ergibt sich nicht nur aus den Vorgaben 
des Bundesverwaltungsgerichts, son-
dern auch aus der gelebten Wirklich-
keit des Richterwahlausschusses. Ein 
neues Beurteilungssystem muss zuver-
lässig Auskunft über die Eignung und 
fachliche Leistung der Bewerberinnen 
und Bewerber geben und die präsidia-
le Steuerungsmacht demokratisieren. 

>  Deshalb: Ergebnisoffene Diskussi-
on über Änderungen des Beurtei-
lungssystems! 

Der Rechtsstaat ist durch unterschied-
liche Formen des Populismus heraus-
gefordert. Zunehmend müssen wir 
feststellen, dass Richterinnen und 
Richter auch in den sozialen Medien 
verbal attackiert und bedroht werden. 
Hiermit dürfen die Kolleginnen und 
Kollegen nicht allein gelassen werden. 
Betroffene Richterinnen und Richter 
müssen durch den Dienstherrn ge-
schützt und unterstützt werden. 

>  Deshalb: „Netzfeuerwehr“ für die 
Justiz Schleswig-Holstein!

         ¶

Das Wahlprofil
Die Forderungen der nrv SH für die Wahlperiode 2023 – 2027

Um Vielfalt und Pluralität  
zu ermög lichen,  

bitten wir um Ihre  
Superstimme  

für unsere Liste.

Für eine starke Justiz in Schleswig-Holstein!
Für eine starke nrv in Schleswig-Holstein!
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Tim Otto
Jahrgang 1973, verheiratet, 3 Kinder, Richter am Amtsgericht Kiel

Seit 2002 in der schleswig-holsteinischen Justiz habe ich bislang auf örtlicher Ebene Aufga-
ben der Mitbestimmung und der Gerichtsverwaltung übernommen. Tiefere Einblicke in 
die Landesjustizverwaltung habe ich durch eine Abordnung ins Justizministerium erhal-
ten. 

Als besondere Herausforderung der nächsten Jahre sehe ich es an, für Richter*innen ei-
nen Arbeitsplatz und ein Arbeitsumfeld zu beschreiben, in dem sich angesichts umwälzen-
der Veränderungen die Vorzüge der Digitalisierung möglichst optimal mit dem Bedürfnis 
nach verbindlichem Miteinander, Teamwork und „lebendiger“ Behörde verbinden.

Basis dafür sind – natürlich – funktionierende und anwenderfreundliche Arbeitsmittel. 
Ein mehr oder minder frustriertes Sich-Abfinden mit allenfalls mittelmäßigen IT-Lösun-
gen und unzuverlässiger Performance darf nicht zum Normalzustand werden.

Im gleichen Zusammenhang werden aber auch Möglichkeiten und Ansprüche an die 
Vereinbarkeit von Familie/Privatleben und Beruf noch einmal neu zu formulieren sein; 
denn eine weitere Flexibilisierung und die individuelle Gestaltbarkeit der Arbeit ist einer-
seits wichtiges und willkommenes Argument im Werben um Nachwuchskräfte, anderer-
seits aber auch zunehmende Herausforderung für Kollegien und Präsidien, die sich in der 
Personalplanung und bei der Bemessung des Personalbedarfs noch nicht ausreichend nie-
derschlägt. 

Auch Instrumente und Wege der Personalentwicklung – vom Berufseinstieg über Fort-
bildungsangebote bis zu Abordnungsmöglichkeiten – werden steigenden Ansprüchen an 
eine flexible Organisation der eigenen Arbeit genügen müssen. Schließlich passt das lange 
Warten, das man Richter*innen auf Probe bis zur Verplanung zumutet, angesichts des Wer-
bens um qualifizierten und motivierten Nachwuchs nicht mehr in die Zeit.   

Anja Farries
geboren 1963, verheiratet, 4 erw. Söhne, Richterin seit 1992, von 1995 bis 2015 am Amtsgericht Lü-
beck, seit 2016 Direktorin des Amtsgerichts Eutin, kein Verbandsmitglied

Die Arbeit im Hauptrichterrat in den vergangenen vier Jahren hat mich nicht nur sehr be-
reichert, sondern mir noch einmal ganz deutlich gezeigt, wie wichtig es ist, dass die Interes-
sen der Richter*innen gegenüber dem Ministerium beharrlich und engagiert vertreten wer-
den. Ich möchte mich dafür einsetzen, dass der Richterberuf an Attraktivität gewinnt. Wir 
befinden uns an einem Wendepunkt, an dem sich - nicht nur durch die elektronische Akte 
- unser Arbeitsalltag stark verändert. Solche Phasen des Umbruchs stellen eine große Her-
ausforderung dar; sie verunsichern, belasten und bergen zugleich neue Möglichkeiten. Um 
dies zu bewältigen und weiterhin unsere wichtige gesellschaftliche Funktion im Rechts-
staat verantwortungsvoll ausfüllen zu können, benötigen wir gute Arbeitsbedingungen. 
Dazu gehört eine gute personelle Ausstattung mit qualifizierten Kräften auf allen Ebenen. 
IT-Technologie muss unsere Arbeit unterstützen und sich dabei unserer Arbeitsweise an-
passen - nicht umgekehrt. Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist mir ein großes An-
liegen. Die Pandemie hat einmal mehr deutlich gemacht, wie sehr junge Familien auf ein 
gutes Netzwerk und flexible Arbeitsformen angewiesen sind. Für die Schaffung neuer Kita-
plätze und Betreuungsangebote in der Schule ist die Justiz zwar nicht verantwortlich, für 
eine angemessene Besoldung, die die Finanzierung der Kinderbetreuung ermöglicht, aber 
schon. 

Katrin Gebhardt
48 Jahre, 3 Kinder, Richterin am Landessozialgericht, Mitglied der nrv

Da der Hauptrichterrat die Richterinnen und Richter der gesamten Justiz vertritt, möchte 
ich dort gerne die Perspektive der Fachgerichte beisteuern. Bereits in den Jahren 2017 bis 
2019 war ich Mitglied im Hauptrichterrat und habe festgestellt, dass die unterschiedlichen 
Blickwinkel aus verschiedenen Gerichtsbarkeiten, Instanzen und Verbänden hilfreich sind, 
eine gemeinsame starke Position in der Interessenvertretung einzunehmen. Da ich selbst 
schon in vielen Bereichen der Schleswig-Holsteinischen Justiz tätig sein durfte – als Probe-
richterin beim Amtsgericht und Verwaltungsgericht, an verschiedenen Sozialgerichten, als 
Güterichterin und im Rahmen einer Abordnung ans Justizministerium –, bringe ich viel 
Erfahrung mit, die ich gerne im Interesse der Kolleginnen und Kollegen einbringen möch-
te. 

Weitere besondere Anliegen sind für mich derzeit der Gesundheitsschutz und die aktive 
Gestaltung der Veränderungen in unserer Arbeitswelt durch das elektronische Arbeiten. 
Die Sozialgerichtsbarkeit arbeitet bereits seit 2021 mit der elektronischen Akte. Viele Fra-
gen stellen sich im Rahmen dieses Umstellungsprozesses neu: Wie gehen wir mit auftreten-
den technischen Problemen um? Wieviel Homeoffice ist für jede und jeden Einzelnen von 
uns möglich bzw. für die Abläufe und das soziale Miteinander im Gericht verträglich? Wie 
beugen wir gesundheitlichen Belastungen für den Rücken und die Augen vor? Das alles 
sind Fragen und Herausforderungen, die uns als Richterschaft gemeinsam betreffen und 
die wir offen besprechen und angehen sollten. 

Schließlich sehe ich in der Nachwuchsgewinnung eine sehr wichtige und dringende 
Aufgabe in der nächsten Zeit. Wenn es uns gelingt, ein effektives und familienfreundliches 
Arbeitsumfeld zu schaffen mit guter Ausstattung und einem weiterhin fairen Umgang mit-
einander über alle Hierarchieebenen hinweg, erreichen wir für uns eine hohe Arbeitszufrie-
denheit und können auch für die heranwachsende Richtergeneration attraktiv bleiben. 

Michael Burmeister
geb. 1962, 2 erw. Kinder, Direktor des Amtsgerichtes Ahrensburg, Erster Sprecher der nrv SH

Ich möchte meine im Hauptrichterrat seit 2003 gewonnen Erfahrungen für eine starke und 
gestaltende Interessensvertretung der Richter*innen in bewegten Zeiten einbringen. 

Unsere Arbeitswelt verändert sich aktuell auch durch die Einführung der elektroni-
schen Akte in hohem Maße. Wir müssen Chancen und Risiken so gestalten, dass wir 
nicht aus dem Blick verlieren dürfen, dass die Elektronische Akte unsere richterliche 
Arbeit unterstützen und nicht erschweren soll. Die Technik muss sich an den Bedürfnis-
sen richter licher Tätigkeit orientieren! Einer weiteren, häufig beklagten Verlagerung von 
bisher nicht richterlichen Tätigkeiten auf die Richter*innen muss entgegentreten werden. 
Auch durch Mitbestimmung müssen wir sicherstellen, dass Performanceprobleme, wie 
z. B. das gefühlt ewig dauernde Hochladen von Programmen, nicht unseren Arbeitsalltag 
 bestimmen. 

Ein zentrales Anliegen wird es weiterhin sein, mit Nachdruck für eine angemessene 
 personelle Ausstattung der Justiz auf allen Ebenen einzutreten und einer weiteren Arbeits-
verdichtung und Erhöhung der Arbeitsbelastung entgegenzutreten. Das Pebb§y-
Gutachten aus 2014 bildet unsere komplexer werdende Arbeitswirklichkeit nicht mehr ab. 
Wir müssen unsere landeseigenen Spielräume durch eigene Basiszahlen und -zuschläge 
nutzen, um die reale Arbeitssituation abzubilden. 

Darüber hinaus soll mein Augenmerk der weitergehenden Optimierung des Berufs-
einstiegs für Proberichterinnen und Proberichter gelten. In der Einführungsphase muss 
die Entlastung bei den Eingängen auch eine Entsprechung bei den Beständen haben. 

Ich werde mich auch für die Zurverfügungstellung weiterer Planstellen für 
Proberichter*innen einsetzen, deren Verplanungsdauer derzeit inakzeptabel lang ist.
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Dr. Katharina Bork
Geboren 1979, 2 Kinder, Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht, abgeordnet an das 
Finanz gericht Kiel, Mitglied des nrv-Sprecherrates

Ich war in der letzten Wahlperiode unter anderem als ständiges Mitglied im Richterwahl-
ausschuss tätig. Meine Erfahrungen aus dieser Zeit will ich nutzen und mich im Haupt-
richterrat vor allem im Rahmen des Beurteilungs- und Einstellungsverfahren für mehr 
Transparenz und eine Überarbeitung unseres Beurteilungssystems einzusetzen. 

Wichtig ist mir auch, mich für die Vorteile des digitalen Arbeitens stark zu machen, aber 
gleichzeitig die Auswirkungen auf unsere Arbeitsabläufe und unser soziales Miteinander in 
unseren Gerichten im Blick zu haben. Unsere Gerichte sollen neben dem „Homeoffice“ 
weiterhin Orte sein, an denen wir uns gern aufhalten und uns austauschen. Denn insbeson-
dere dieser Austausch ist für unsere Entscheidungen enorm wichtig. 

Schließlich werde ich mich auch im Hauptrichterrat für die Nachwuchsgewinnung ein-
setzen. Meiner Ansicht nach zählt hierzu nicht nur, dass ProberichterInnen zu Beginn ihrer 
Tätigkeit eine Zeit des Eingewöhnens erhalten und eine gute Betreuung an Ihren Gerich-
ten, um sich zu eigenständigen und engagierten Richterpersönlichkeiten entwickeln zu 
können. Vielmehr zählt hierzu auch unsere Außendarstellung. Diese muss moderner und 
transparenter werden. 

Dr. Anne Pfister
Jahrgang 1980, zwei Söhne, Richterin am Arbeitsgericht Kiel

Ich bin seit 2007 in der Justiz und war zunächst als Proberichterin an verschiedenen Amts-
gerichten und am Landgericht Kiel tätig. Seit 2017 bin ich am Arbeitsgericht Kiel verplant. 
Ich war 1 ½ Jahre an das Justizministerium abgeordnet und habe dort die Schulungen für 
die elektronische Akte konzipiert und in der Arbeitsgerichtsbarkeit durchgeführt.

Dabei liegt mein Fokus auf dem Einsatz neuer Technologien, insbesondere im Bereich 
der IT, um die Produktivität und Effizienz der richterlichen Arbeit kontinuierlich zu ver-
bessern und zu ermöglichen, dass Richterinnen und Richter sich (wieder) auf die inhalt-
lichen Aspekte ihrer Arbeit konzentrieren können. Dafür muss sich rechtzeitig mit techni-
schen Neuerungen und Möglichkeiten auseinandergesetzt werden, auch, um mit anderen 
Prozessbeteiligten Schritt halten zu können. Darüber hinaus ist mir Transparenz bei sämt-
lichen Entscheidungen, insbesondere im Bereich der Personalverteilung wichtig. Hierzu 
gehört für mich auch eine umfassende Information der Richterschaft, um eine möglichst 
hohe Nachvollziehbarkeit und Akzeptanz der Entscheidungen zu erreichen.

Marc Petit
Vorsitzender Richter am Landgericht Lübeck, verheiratet, 4 Kinder, Mitglied der nrv

Als Mitglied des Bundesvorstandes der Neuen Richtervereinigung komme ich oft in Kon-
takt mit Richterinnen und Richtern aus anderen Bundesländern und auch aus anderen eu-
ropäischen Ländern. Dabei fällt mir immer wieder positiv auf, was wir hier in Schleswig-
Holstein schon an Mitbestimmungskultur erreicht haben. Zustände wie in Bayern oder 
Baden-Württemberg, in denen durch und durch konservativ geprägte Ministerien quasi im 
Alleingang über alle Belange (einschließlich Besetzungsfragen) der Justiz entscheiden, kön-
nen nicht ernsthaft Vorbild sein. Und ein Beispiel aus Brandenburg (dort versucht die Jus-
tizministerin derzeit systematisch, die gesetzlich normierte Mitbestimmung zu schwächen, 
ohne dass dies auf nennenswerten Widerstand stößt) beweist: es ist einfach wichtig, dass 
wir als Richterinnen und Richter nicht nur als Einzelne, sondern organisiert auftreten und 
uns im Rahmen der Mitbestimmungsgremien engagieren. Was mich wiederum auf diese 
Liste führt. 

Mark Eidam
Jahrgang 1977, 2 Kinder, Richter am Amtsgericht Itzehoe, Mitglied der nrv

Ich möchte mich als Kandidat für die Wahlen zum Hauptrichterrat vorstellen. Als langjäh-
riger Richter verfüge ich über umfassende Erfahrungen im Bereich der Rechtsprechung 
sowie der Gesetzgebung. Ich bin davon überzeugt, dass ich meine Kenntnisse und Fähig-
keiten dazu einsetzen kann, um die Interessen der Richterschaft effektiv zu vertreten und 
für eine faire und unabhängige Justiz einzutreten. Mein Ziel ist es, die Arbeitsbedingungen 
für Richter*innen zu verbessern und die Justizreform konstruktiv mitzugestalten. Mit mei-
nem Engagement und meiner Erfahrung bin ich davon überzeugt, einen wertvollen Beitrag 
für die Arbeit des Hauptrichterrats zu leisten.

Die Digitalisierung bietet Chancen für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
in der Justiz. Durch flexible Arbeitsmodelle wie Home-Office oder Teilzeitarbeit können 
Mitarbeiter*innen ihre Arbeitszeit besser an ihre familiären Verpflichtungen anpassen. 
Gleichzeitig birgt die Digitalisierung jedoch auch Risiken, wie die ständige Erreichbarkeit 
durch mobile Geräte, die zu einer Überlastung führen kann. Es ist wichtig, die Vorteile der 
Digitalisierung für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu nutzen, jedoch gleichzeitig 
auch auf eine gesunde Work-Life-Balance zu achten. Eine transparente Kommunikation und 
klare Richtlinien seitens der Arbeitgeber können dabei helfen, die Potenziale der Digitalisie-
rung bestmöglich zu nutzen und gleichzeitig die Gesundheit und das Wohlbefinden der 
Mitarbeiter*innen zu schützen. (Text geschrieben mit ChatGPT.)

Tanja Banneck
Jahrgang 1972, Richterin am Amtsgericht Ahrensburg, drei Kinder, derzeit Abordnung an das 
Landgericht Lübeck als richterliche Verwaltungsreferentin, Mitglied der nrv

Seit 2002 gehöre ich der Justiz in Schleswig-Holstein an. In dieser Zeit war ich sowohl Mit-
glied des Proberichterrates als auch – bis zu meiner Abordnung seit April 2022 an das Land-
gericht Lübeck – örtliche Richterrätin und Mitglied des Präsidiums des Amtsgerichts Ah-
rensburg. 

Angesichts der Veränderung des Arbeitsalltages in der Justiz durch die notwendige fort-
schreitende Digitalisierung und eine zugleich weiter zunehmende Arbeitsverdichtung ist 
für mich ein entscheidendes Thema, wie der Arbeitsplatz Justiz zukünftig so ausgestaltet 
werden kann, dass er für Bewerberinnen und Bewerber wieder an Attraktivität gewinnt. 
Unabdingbare Voraussetzung für eine solche attraktive, weil funktionierende, selbstbe-
wusste, kritische und kreative Justiz ist neben kraftvollen Mitbestimmungsgremien die an-
gemessene Personalausstattung – nicht nur im richterlichen Bereich, sondern ebenso bei 
den Serviceeinheiten, den Wachtmeister:innen und Rechtspfleger:innen.

Simon Starke
Richter am Oberlandesgericht, Mitglied der nrv

Ich möchte mich gerne für die Interessen der Richterschaft in der ordentlichen Gerichts-
barkeit im Hauptrichterrat engagieren. Durch meine Tätigkeiten in Rechtsprechung und 
Verwaltung an verschiedenen Gerichten und in einigen Gremien konnte ich viele Einblicke 
in justizinterne Abstimmungs- und Entwicklungsprozesse gewinnen.

Mir sind die amtsangemessene Besoldung und die richterliche Unabhängigkeit ein be-
sonderes Anliegen. Dabei muss Personalentwicklung die Fähigkeiten und Stärken der ein-
zelnen Richterinnen und Richter in den Blick nehmen. Bei der Digitalisierung bin ich der 
Auffassung, dass die Richterschaft sich selbstverständlich moderner Technologien bedie-
nen muss, wo sie nützlich sind. Die Digitalisierung in der Justiz darf jedoch nicht Selbst-
zweck sein, sondern muss sich an den Bedürfnissen der Justizberufe und der Beteiligten 
ausrichten. Die eigentliche Aufgabe der Richterschaft, nämlich die Lösung von Konflikten, 
darf dabei nicht in den Hintergrund treten.
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Dr. Britt Tönsmeyer
Jahrgang 1972, Richterin seit 2004, Richterin am Oberlandesgericht in Schleswig, Mitglied der 
nrv

Aufgrund meiner Erfahrungen während meiner mehrjährigen Tätigkeit als Richterin und 
als Ersatzmitglied des Bezirksrichterrates seit 2019 halte ich es weiterhin für erforderlich, 
die Qualität der Rechtsprechung und die richterliche Unabhängigkeit auch im Rahmen der 
fortschreitenden Modernisierung der Justiz zu bewahren. 

Daher ist es mein Ziel, mich für gute Arbeitsbedingungen und Qualifikationsmöglich-
keiten sowie eine gerechte Personalausstattung einzusetzen. 

Dies ist nicht nur für die Qualität der Rechtsprechung, sondern auch für die Arbeitszu-
friedenheit der Richter*innen erforderlich. Nur ausgeglichene und engagierte Richter*innen 
sind in der Lage, kontinuierlich den alltäglichen Arbeitsanforderungen gerecht zu werden 
und den angemessenen und verständnisvollen Umgang mit den Verfahrens- bzw. Prozess-
beteiligten zu gewährleisten. 

Die hierfür notwendige Sicherung guter Arbeitsbedingungen betrifft selbstverständlich 
bereits die Gestaltung des Berufseinstiegs für Proberichter*innen sowie deren berufliche 
Perspektive unter Berücksichtigung der jeweiligen persönlichen Belange. 

Gerne engagiere ich mich auch in Zukunft für die Interessen der Kolleg*innen im Be-
zirksrichterrat, um im Rahmen der Mitbestimmung die Voraussetzungen für eine tatsäch-
lich freie und unabhängige richterliche Tätigkeit sicher zu stellen.

Dr. Ulrich Fieber
Direktor des Amtsgerichts Reinbek, 52 Jahre, verheiratet, eine Tochter, Mitglied der nrv

Der Justiz in Schleswig-Holstein gehöre ich seit 1999 an. Von 2011 – 2014 war ich bereits 
Mitglied des Bezirksrichterrats für die ordentliche Gerichtsbarkeit, von 2015 – 2019 Ersatz-
mitglied. Die nicht nur hier sondern auch in unterschiedlichen Aufgaben der Justizverwal-
tung und der Mitbestimmung gesammelten Erfahrungen möchte ich für Sie einbringen. 
Mein Ziel ist es, mich für gute Arbeitsbedingungen, eine gerechte Personalverteilung und 
angemessene Personalausstattung einzusetzen - gerade in Zeiten großer Umbrüche wie der 
Einführung der eAkte und den damit einhergehenden Veränderungen der Arbeitsbedin-
gungen. Eine starke Mitbestimmung ist hier gefordert. Generell wie auch konkret im Hin-
blick auf Abordnungen zum Beispiel an das Oberlandesgericht sind mir gute Arbeitsbedin-
gungen unter Berücksichtigung der persönlichen Lebensverhältnisse ein wichtiges Anlie-
gen. 

Zur Personalentwicklung gehören entsprechende Qualifikationsmöglichkeiten und ein 
breites Fortbildungsangebot sowohl für den Berufseinstieg als Proberichterin und Probe-
richter als auch für die gesamte Laufbahn als Richterin und Richter. Richterliche Arbeit soll 
auch in Zukunft unabhängig, verantwortungsvoll, engagiert und erfüllend sein. Für ent-
sprechende Rahmenbedingungen will ich mich sehr gerne für Sie einsetzen.

Die Bezirksrichterräte sind die Mit-
bestimmungsorgane der Richterschaft 
in der Ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
in der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der 
Arbeits  gerichtsbarkeit und in der 
Sozial gerichtsbarkeit. Sie werden des-
halb gebildet beim Oberlandesgericht, 
beim Oberverwaltungsgericht, beim 
Landesarbeitsgericht und beim Landes-
sozialgericht. Sie bestehen jeweils aus 
drei Richter*innen, die von den jewei-
ligen Richter*innen ihrer Gerichts-
barkeit gewählt werden. 

Der Bezirksrichterrat beim Ober-
landesgericht trifft sich regelmäßig mit 
dem Oberlandesgerichtspräsidenten. 
Gemeinsam mit ihm entscheidet er 
über alle in seinen Zuständigkeitsbe-
reich fallende Verwaltungsangelegen-
heiten. So begleitet er unter anderem 
die Entscheidungen des OLG-Präsi-

denten, in welchen Landgerichtsbezir-
ken bzw. bei welchen Präsidialamts-
gerichten die neu eingestellten Probe-
richter*innen ihren ersten Dienstleis-
tungsauftrag erhalten. Auch bei beab-
sichtigten Wechseln von Probe rich ter*  
innen von einem Bezirk in einen ande-
ren oder Abordnungen von Plan rich ter*  
innen innerhalb der Ordent lichen 
 Gerichtsbarkeit in Schles wig-Holstein 
ist der Bezirksrichterrat zuständiges 
Mitbestimmungsgremium. Bei diesen 
Entscheidungen ist es immer das Ziel, 
eine möglichst gleichmäßige richter-
liche Personalausstattung aller Bezirke 
auch unter Berücksichtigung persön-
licher Belange der Kolleg*innen zu er-
reichen. Zudem bestimmt der Bezirks-
richterrat mit in Fortbildungsfragen 
(bei eigenen landesweiten Fortbil-
dungen des Oberlandesgerichts ein-

schließlich der Verwendung des Fort-
bildungsetats ebenso wie bei Platz-
zuteilungen für die Deutsche Richter-
akademie). 

Ein weiteres Hauptaugenmerk des 
Bezirksrichterrats liegt auf der regel-
mäßigen Abordnung von R1-Richter* 
in  nen an das Oberlandesgericht.  Dabei 
bestimmt er unter Berücksichtigung der 
gemeinsam vereinbarten Abordnungs-
grundsätze mit, wann welche(r) Rich-
ter*in aus welchem Bezirk die Mög-
lichkeit der Abordnung erhält. In 
nächster Zeit wird sich der Bezirks-
richterrat wieder mit der Frage einer 
möglichen Verlängerung der Abord-
nungszeit von sechs auf neun Monate 
zu beschäftigen haben. In diesem 
 Zusammenhang wird voraussichtlich 
entscheidend sein, ob im Hinblick auf 
die veränderten Arbeitsmöglichkeiten 

– insbesondere mit Einführung der 
 eAkte – die Belange der abzuordnen-
den Richter*innen auch bei einer län-
geren Abordnungszeit ausreichend ge-
wahrt sind. 

Im Rahmen der Stufenvertretung ist 
der Bezirksrichterrat das den jeweili-
gen örtlichen Richterräten übergeord-

nete Mitbestimmungsgremium. Kann 
beispielsweise eine Einigung zwischen 
einem/einer Amtsgerichts- oder Land-
gerichts präsident*in und dem  örtlichen 
Richterrat hinsichtlich einer konkreten 
mitbestimmungspflichtigen  Maßnahme 
nicht erzielt werden, kann die Frage 
dem Bezirksrichterrat vorgelegt wer-

den, wenn der/die jeweilige Präsident* 
in die zustimmungspflichtige Maßnah-
me nicht zurückzieht. 

In der letzten Legislaturperiode 
wurde die Liste „nrv, ver.di und Unab-
hängige“ durch Verena Wege und 
Dr. Britt Tönsmeyer im Bezirksrichter-
rat vertreten.     ¶

B E Z I R K S R I C H T E R R ÄT E

Verena Wege
45 Jahre, verheiratet, 4 Kinder, Richterin am AG Kiel, Mitglied der nrv, seit 2015 Mitglied des 
Bezirksrichterrates

Die Arbeit im Bezirksrichterrat möchte ich gern engagiert fortsetzen. Eine aktive verbands- 
und hierarchieübergreifende Richtervertretung kann viel für die Kolleg*innen erreichen. 
Am Herzen liegen mir angesichts ständiger Bewegung in der Richterschaft und der Arbeits-
belastung ein gerechter Personaleinsatz. Dabei geht es nicht nur um eine objektiv gleich-
mäßige Arbeitsverteilung, sondern auch um die Berücksichtigung persönlicher Belange. 
Genauso will ich auch in Zukunft intensiv in den Bereichen Fortbildung und Personalent-
wicklung die Interessen aller Kolleg*innen vertreten, z.B. bei der Abstimmung des Pro-
gramms der landesweiten Fortbildungen des Oberlandesgerichts. Besondere Aufmerk-
samkeit verdienen die Belange der Älteren wie auch der Jüngeren etwa bei der  Daueraufgabe 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie (z.B. bei der Abordnung an das  Oberlandesgericht). 
Künftige Topthemen: 
– Was macht die Digitalisierung mit uns und unseren Gerichten? 
– Wie unterstützen und schützen wir die Kolleg*innen?
–  Wie bewahren wir unsere Unabhängigkeit, unsere Arbeitsfreude und unseren Teamgeist? 

Richterliche Arbeit soll auch in Zukunft verantwortungsvoll und selbstbestimmt sein! 
Hierfür will ich gern mit Ihrer Unterstützung eintreten.
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Prof. Dr. Frank Guido Rose *
geb. 1966, Direktor des Amtsgerichts Ratzeburg, Richter am Landesverfassungsgericht, verheira-
tet, 2 erwachsene Kinder, Mitglied der nrv

Als Direktor eines Amtsgerichts ist mir aus der täglichen Arbeit bekannt, wie wichtig – ne-
ben einer fundierten juristischen Qualifikation und einer Vertrautheit mit digitalen Ar-
beitsmitteln – heute eine gute Kooperation innerhalb des Gerichts, aber auch zwischen 
dem Gericht und anderen Institutionen ist. Deshalb möchte ich bei Entscheidungen des 
Präsidialrats den Blick für „soft skills“ der Bewerber schärfen, wie Lebenserfahrung außer-
halb der Justiz, etwa im Sport oder sozialen Projekten, Empathie- und Kommunikationsfä-
higkeit. Darüber hinaus weiß ich aus Gesprächen mit Studierenden an der Universität, dass 
für diese – gerade in der Generation Z – die Tätigkeit in der Justiz zwar eine, aber durchaus 
nicht die einzige berufliche Option ist. Ich werbe in diesen Gesprächen aus tiefer Überzeu-
gung für die Justiz, bin aber sicher, dass dies allein ebenso wie eine reine Ansprache im 
Referendariat im Wettbewerb um die besten Köpfe nicht ausreichen wird. Wie müssen im-
mer wieder deutlich machen, dass die Justiz mit der Möglichkeit eigenverantwortlicher 
Entscheidungen in Rechtssachen ein einzigartiges Arbeitsumfeld und zudem durch die 
Möglichkeit der Abordnung an andere Gerichte oder Behörden mit Rückkehrsicherheit im 
Anschluss extrem breite Entfaltungsmöglichkeiten bietet. 

In richterlichen Personalangelegen-
heiten ist der Präsidialrat zuständig. Er 
wird beteiligt bei Einstellungen, 
 Anstellungen, Beförderungen, Verset-
zungen und Entlassungen von Richter-
innen und Richtern. In diesen Ange-
legenheiten verdrängt er die im übri-
gen umfassende Zuständigkeit der 
Richterräte. Der Präsidialrat wird ge-
bildet beim Oberlandesgericht, er ist 
zuständig für die Ordentliche Gerichts-

barkeit und die Fachgerichts barkeiten. 
Den Vorsitz führt die Präsidentin oder 
der Präsident des obersten Gerichtes 
aus dem Gerichtszweig, dem das je-
weils zu besetzende Amt angehört. 
Der Präsidialrat hat fünf ständige Mit-
glieder, die jeweils von den Richterin-
nen und Richtern der fünf Gerichts-
zweige gewählt werden und weitere 
drei nichtständige Mitglieder, die aus 
dem betroffenen Gerichtszweig ge-

wählt sind und bei Entscheidungen, 
die diesen betreffen, mitwirken. Der 
Präsidialrat gibt eine schriftliche Stel-
lungnahme zu der persönlichen und 
fachlichen Eignung von Bewerberin-
nen und Bewerben um ein Richteramt 
ab. Bei der Einstellung von Proberich-
terinnen und -richtern wird er nur mit 
solchen Bewerberinnen und Bewer-
bern befasst, die vom Ministerium zur 
Einstellung vorgesehen sind.    ¶

P R Ä S I D I A L R AT

Ständiges Mitglied 
Julia Roemer
Jahrgang 1971, vier Kinder, Richterin am Amtsgericht, Mitglied der nrv

Nach meinen Erfahrungen in der Justiz ist es wichtig, dass das richterliche Personal 
 bedarfsgerecht im Land verteilt wird. Transparenz ist dabei in allen Entscheidungen von 
besonderer Bedeutung. Die Einführung der elektronischen Akte, die Gestaltung des rich-
terlichen Arbeitsplatzes und die Weiterentwicklung der Beurteilungsrichtlinien sind Auf-
gaben, die von den Mitbestimmungsgremien aufmerksam und anteilnehmend begleitet 
und mitgestaltet werden müssen. 

Dr. Oliver Moosmann
50 Jahre, verheiratet, ein Sohn, Richter am AG Lübeck, Mitglied der nrv

Mitbestimmung ist wichtig – und keineswegs selbstverständlich. Das wird einem gelegent-
lich erst im Gespräch mit Kolleginnen und Kollegen aus anderen Bundesländern so richtig 
bewusst. Ebenso, dass die Justiz in Schleswig-Holstein in vielen Bereichen vergleichsweise 
gut aufgestellt ist. Diese guten Zustände zu bewahren und die weniger erfreulichen Dinge 
zu verbessern – dafür will ich mich gerne einbringen.

Dr. Thomas Gedschold
Jahrgang 1972, 2 Kinder, Richter am Amtsgericht Kiel, Mitglied der nrv

Der Justiz in Schleswig-Holstein gehöre ich seit 2007 an. Zunächst war ich 8 Jahre in der 
Sozialgerichtsbarkeit des Landes tätig und dort seit 2011 Mitglied sowie ab 2014 Vorsitzen-
der des Bezirksrichterrats. Es folgte eine längere Phase in verschiedenen Abordnungen, 
zunächst an den Landtag für den „Friesenhof “-Untersuchungsausschuss. Nach einer weite-
ren Station in der seinerzeitigen Stabsstelle für den Verkauf der HSH Nordbank im Finanz-
ministerium war ich von 2017 bis 2020 Leiter des Ministerbüros im Umweltministerium. Im 
Jahre 2020 bin ich in die ordentliche Gerichtsbarkeit gewechselt und arbeite seitdem am 
AG Kiel. 

Die anstehenden Themen und Aufgaben in der Justiz sind vielfältig und herausfordernd, 
als Stichworte genügen sicher bereits gerechter Personaleinsatz, Digitalisierung und Nach-
wuchsgewinnung. Über die Mitbestimmungsgremien können wir sie aktiv mitgestalten! 
Hieran möchte ich sehr gerne im Bezirksrichterrat mitwirken und dort meine Erfahrungen 
einbringen.

* Beide vertreten sich gegenseitig

Alexandra Jacobs *
Jahrgang 1979, 2 Kinder, Richterin am Amtsgericht Lübeck, Mitglied der nrv

Unser Arbeitsalltag wird sich in den kommenden Jahren besonders durch die Einführung 
der eAkte deutlich verändern. Als Mitglied des örtlichen Richterrats beim Amtsgericht Lü-
beck ist es mir ein besonderes Anliegen, die Kolleginnen und Kollegen in den Prozess der 
Modernisierung der Justiz gut einzubinden. Die damit verbundenen Chancen und Heraus-
forderungen sind groß. Außerdem möchte ich mich weiterhin für ein gelungenes Personal-
entwicklungskonzept einsetzen, das die Vereinbarkeit von Familie und Beruf berücksich-
tigt und Chancengleichheit schafft. 
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Bodo Hasselder
51 Jahre, verheiratet, 2 Kinder, Richter am Amtsgericht

Ich möchte im Präsidialrat Ihre Interessen wahrnehmen und mich für eine plurale, weltof-
fene und bürgernahe Justiz einsetzen.

Nathalie Burggraf
Natalie Burggraf, Richterin am Amtsgericht Eutin, 47 Jahre alt,  verheiratet , 3 Kinder, kein Ver-
bandsmitglied

Im Präsidialrat möchte ich mich als Teilzeitkraft dafür einsetzen, dass ein besonderes 
 Augenmerk darauf gerichtet wird, in Teilzeit tätigen Richter*Innen die gleichen Beförde-
rungschancen einzuräumen wie Vollzeittätigen. Dies kann nur gelingen, wenn ausreichend 
Erprobungsstellen geschaffen werden, die realistisch auch von Teilzeitkräften mit weiteren 
(familiären) Verpflichtungen wahrgenommen werden können. Besonders am Herzen liegt 
mir, dass die Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit eventueller Teilzeittätigkeit gerade 
auch bei Beförderungsämtern ein weiterer Schwerpunkt einer zukunftsorientierten 
Personal entwicklung wird. Neben der fachlichen Qualifikation der Bewerber*Innen ist es 
mir wichtig, auch die sogenannten „Soft Skills“ besonders in den Blick zu nehmen. Gerade 
in den Zeiten hoher Arbeitsbelastung braucht die Justiz nicht nur brilliante Jurist*Innen 
sondern auch Personalverantwortliche, die mit Einfühlungsvermögen, „das Schiff durch 
die raue See lenken, dafür sorgen, dass niemand von Bord geht und die Mannschaft 
 motivieren“.

Nichtständige Mitglieder

Dr. Janina-Maria Gärtner
Richterin am Oberlandesgericht, 51 Jahre, verheiratet, 3 Kinder, Mitglied der nrv

Ich bin seit 2018 Richterin am Oberlandesgericht. Vorher war ich seit 2007 als Richterin am 
Amtsgericht Schleswig tätig und habe in meiner Zeit als Proberichterin von 2002-2007 an 
verschiedenen Amts- und Landgerichten im Landgerichtsbezirk Itzehoe und im Landge-
richtsbezirk Lübeck gearbeitet. Ich kenne deshalb viele Arbeitsfelder der schleswig-holstei-
nischen Justiz aus eigener Erfahrung. Diese Erfahrung möchte ich als nichtständiges Mit-
glied im Präsidialrat einbringen. Dabei ist mir die fachliche und persönliche Eignung bei 
der Stellenbesetzung wichtig. Ich finde es zudem wichtig, dass alle Kolleginnen und Kolle-
gen gleichmäßig die Möglichkeit erhalten, sich beruflich weiterzuentwickeln, auch bei fa-
miliären oder gesundheitlichen Einschränkungen. 

Dr. Matthias Lohmann
Richter am Amtsgericht (AG Norderstedt) 47 Jahre, 3 Kinder, Mitglied der nrv

Im Verlauf meiner bisherigen Richtertätigkeit habe ich bereits wiederholt eigene Erfahrun-
gen mit Elternzeiten und Teilzeitbeschäftigung sammeln können. Es wäre mir deshalb ein 
besonderes Anliegen, dass solche Beschäftigungsphasen auch im Hinblick auf berufliche 
Entwicklungsperspektiven kein Hindernis sind. 

Allgemein ist mir darüber hinaus eine Offenheit gegenüber eigenständigen Entwick-
lungs- und Karrierewegen wünschenswert. 

Neben der fachlichen und persönlichen Eignung sollten außerdem nach Möglichkeit 
alle Facetten, Kenntnisse und Fähigkeiten, die zu einer vielfältigen und gefestigten Richter-
persönlichkeit beitragen können, bei Einstellung und Beförderung angemessen gewürdigt 
werden. 

Anne Stange
Anne Stange, 44 Jahre alt, Richterin am Amtsgericht Ahrensburg, Mitglied der nrv

Richterliche Personalangelegenheiten gehen uns alle an. Ein großes Anliegen ist mir die 
Wahrung der richterlichen Unabhängigkeit, die unseren Beruf ausmacht. Wichtig ist mir 
zudem, neben der fachlichen Eignung auch die persönliche Eignung der Bewerber:Innen 
in ihrer Diversität in den Blick zu nehmen, was sowohl bei der Einstellung als auch bei der 
Beförderung gilt. Gute Arbeitsbedingungen sind Voraussetzungen für qualitativ hochwer-
tige Arbeit. Dafür brauchen wir Erprobungs- und Personalentwicklungsmöglichkeiten für 
alle in Teil- und Vollzeit tätigen Kolleg:Innen, einfache Abordnungs- und Versetzungspro-
zedere sowie eine auskömmliche Personal- und Sachausstattung. Nur so kann die Recht-
sprechung als Kernaufgabe im Fokus stehen und ein motiviertes und engagiertes Arbeiten 
möglich bleiben. Insbesondere die Einführung der eAkte und der Umgang mit dieser darf 
die Arbeitszufriedenheit nicht verringern, sondern muss zur Arbeitserleichterung führen.

Hierfür möchte ich mich im Präsidialrat einsetzen.

VertreterInnen

Ingo Socha
Jahrgang 1972, Richter am Amtsgericht Lübeck, verheiratet, zwei Kinder, Mitglied der nrv

Vernetzung ist mein Thema: Im Familiengericht sehe ich jeden Tag, dass gute Lösungen 
nur dann zustande kommen, wenn sie von vielen Akteuren im Helfersystem getragen 
 werden. Deshalb engagiere ich mich für Fachtage, an denen Handelnde unterschiedlicher 
Professionen gemeinsam denken.

Im Beirat für das Projekt Neue IT-Organisation („NITO“) und in der Lenkungsgruppe 
für Windows 10 setze ich mich dafür ein, dass wir Lösungen finden, die für alle  funktionieren. 
Dazu müssen wir die Technik an die juristische Arbeit anpassen, aber auch Abläufe und 
Systeme neu vernetzen.
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Anfang 2022 hat die nrv Schleswig-Hol-
stein ihre Umfrage zur Qualität der 
eAkte in der Sozialgerichtsbarkeit ver-
öffentlicht. Die Ergebnisse zur Nutzer-
zufriedenheit waren ernüchternd. 
Seit her ist einiges passiert: Es gab ein 
konstruktives Treffen des Sprecher-
rates mit Vertreter*innen des Justiz-
ministeriums zu diesem Thema, es 
wurden einige Problemursachen iden-
tifiziert und besonders die eklatanten 
Performanceprobleme angegangen. 
Und vor allem ist die Einführung 
 weitergegangen – jetzt auch in der 
 Ordentlichen Gerichtsbarkeit. 

Der Sachstand heute stellt sich als 
bestenfalls durchwachsen dar.  

Dank schulden wir alle sicherlich 
den sehr engagiert arbeitenden Teams 
des Projekts sowie der Teilprojekte der 
jeweiligen Gerichtsbarkeiten, die die 
Einführung organisiert und begleitet 
haben: Die Einführungsveranstaltun-
gen waren bestens vorbereitet und die 
Begleitung mit Coaching vor Ort gut 

gemacht und konzipiert. Hierfür ganz 
ausdrücklich ein aufrichtiges „Danke“! 

Insbesondere die Performance lässt 
an sehr vielen, wenn nicht allen Stand-
orten mehr als zu wünschen übrig: 
Wenn seit der Einführung der eAkte 

Tag für Tag ForumStar mehrmals „ab-
stürzt“ und wenn vor allem buchstäb-
lich jeder Klick (und davon gibt es sehr 
viele) dazu führt, dass man sich erst ein-
mal zurücklehnen muss, weil VIS-Jus-

tiz lädt … lädt … lädt … und lädt …, 
und das nächste Feld erst erscheint, 
nachdem man sich schon überlegt hat-
te, was man stattdessen parallel ange-
hen könnte – dann nervt das einfach. 
Und zwar jeden Tag, jede Stunde. Alle. 

Die Software selbst ist allerdings 
mehr Problem als Lösung. So führt der 
Umstand, dass die Arbeit mit der 
 eAkte der Arbeit an der Papierakte 
nachgebildet ist, zu umständlichen 
 digitalen Abläufen, eine sinnlose 
 Klickflut wird erzeugt, und alle Mög-
lichkeiten sinnvoller Digitalisierung 
werden verschenkt. Die Bedienung ist 
wenig intuitiv und die Arbeitsumge-
bung für viele Arbeitsbereiche unüber-
sichtlich. Hier bei lässt vor allem die 
Summe  aller Beispiele die mitdenken-
den Nutzer*innen eher verzweifeln: 

•  So müssen sich die Serviceeinhei-
ten täglich Ihre Arbeit aus einer 
Übersicht aller Gruppenarbeits-
körbe, die am jeweiligen Gericht 

Die massiven 
bestehenden Probleme 

müssen durch  
das verantwortliche 
Ministerium  syste-

matisch und transparent 
erhoben werden

e A K T E  I N  S C H L E S W I G - H O L S T E I N

Unsere neue digitale Dauerbaustelle
Die eAkte in Form der Software VIS-Justiz ist mittlerweile auch  

in der Ordentlichen Gerichtsbarkeit angekommen. Die Performance 
ist weiterhin unbefriedigend, die Liste erforderlicher   

Verbesserungen lang. Die Änderungsmechanismen zeichnen sich 
durch eher byzantinische Abläufe aus –, und ob es jemals eine echte 

Digitalisierung mit Mehrwert geben wird, steht in den Sternen. 

 
Der Sprecherrat der nrv SH
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ren ganz eigenen Fortentwicklungs-
zyklen und -strukturen, sondern 
 liefern VIS-Justiz – bestenfalls – auch 
Informationen, die dann nicht manu-
ell durch die Serviceeinheiten gepflegt 
werden müssen. Diese Kommunikati-
on zwischen den Programmen und 
auch zwischen deren Entwickler*innen 
ist jedoch vielfach noch optimierungs-
bedürftig und birgt nicht unerhebliche 
eigene Problemfelder.

Die Neue Richtervereinigung Schleswig-
Holstein fordert daher: 

1. Stichwort Fehlererfassung: 

Es reicht nicht aus, sich auf Fehlermel-
dungen einzelner Nutzer*innen zu 
verlassen – die haben nämlich aus den 

Erfahrungen aus ForumStar schon 
weitgehend resigniert: Warum sollte 
sich jemand die Mühe machen, Pro-
bleme zu verschriftlichen, wenn die 
Meldung in einem schwarzen Loch 
versandet, eine Rückmeldung syste-
matisch ausbleibt und völlig unklar ist, 
ob es jemals eine echte Änderung ge-
ben wird? Die massiven bestehenden 
Probleme müssen vielmehr durch 
das verantwortliche Ministerium 
 systematisch und transparent erhoben 
werden. Die Ergebnisse und der fol-
gende Stand der Bearbeitung sind 
 öffentlich zu machen. 

2. Stichwort Fehlerbehebung: 

Mittelfristig muss die Projektstruktur 
grundlegend geändert werden. Das 

erforderliche Tempo und die nötigen 
Ressourcen echter Digitalisierung sind 
in diesen auf Konsens angewiesenen, 
extrem schwerfälligen und unterfinan-
zierten Strukturen – wie die Praxis be-
weist – nicht zu erreichen. 

3. Stichwort Zukunft: 

Letztlich bedarf es einer grundlegen-
den Neukonzeption – im Sinne einer 
echten Digitalisierung der Abläufe, die 
erstmals echten Mehrwert generieren 
könnte. Dafür ist auf Dauer eine Soft-
ware aus einer Hand erforderlich. Die 
Trennung in Fachverfahren (Forum 
Star/Eureka-Fach/Fokus) und  eAkten- 
Programm generiert eine Fülle von 
Problemen und behindert echte Inno-
vation.          ¶

eingerichtet sind, heraussuchen, 
ohne die Ansicht auf die von ihnen 
zu bearbeitenden Kammern/Sena-
te beschränken zu können. 

•  Die Suche nach der aktuell an der 
Akte gesetzten Wiedervorlage ist 
regelhaft damit verbunden, den je-
weiligen Arbeitsschritt zu unterbre-
chen und die Bearbeitungsebene im 
Programm zu wechseln, was zu 
 einer steten Unterbrechung des 
 Arbeitsflusses führt. 

•  Einen kammer- bzw. senatsinternen 
Bereich, der auch bei Wechseln im 
Spruchkörper nutzbar bleibt, gibt 
es nicht.

•  Die Arbeit an Beiakten in VIS-Justiz 
ist effizient nicht möglich; die Ein-
bindung elektronisch geführter 
 Behördenakten erfolgt uneinheit-
lich und führt sowohl zur Bildung 
von Gesamt-PDFs als auch zur Ein-
bindung zwar an sich strukturierter 
Datensätze, deren wichtige Meta-
daten wie der Dokumentenname 
jedoch nicht vollständig übernom-
men werden; Folge ist eine unstruk-
turierte Durchsicht von oft mehrere 
hundert Seiten umfassenden Bei-
akten.

Mit weiteren Beispielen könnten 
wir dieses Heft füllen. Keines davon ist 
für sich betrachtet so gravierend, dass 
man mit Recht nach der Hausspitze 
rufen könnte. In der Zusammenschau 
im täglichen Arbeiten ist aber klar: So 
geht es einfach nicht, jedenfalls nicht 
auf Dauer!  

Womit wir bei einem weiteren The-
ma wären: Wie geht Justiz eigentlich 
mit derartigen Problemen um? Wir 

 haben versucht, uns dieser Frage zu nä-
hern – die Ergebnisse sind alles andere 
als zufriedenstellend. Die bestehenden 
Verfahren zur Problembehebung sind 
leider schwerfällig und betreffen ver-
schiedenste Ebenen.

So hat jede Gerichtsbarkeit im Land 
zunächst ihr eigenes IT-Team, das ins-
besondere für konkret die eigene Ge-
richtsbarkeit betreffende Vorschläge 
zuständig ist. Dies ist eine nicht zu ver-
nachlässigende Ebene, die zwar keine 
Änderungen an der Software vorneh-
men kann, jedoch bestimmte Konfigu-
rationen, also Programmanpassungen, 
beim Hauptprojekt im Ministerium be-
antragen kann. Hierunter fällt z. B. die 
Vergabe von Dokumententypen in 
VIS-Justiz oder die Einrichtung neuer 
Vorlagen in den Word-Texten. Außer-
dem können die IT-Teams Arbeitsab-
läufe anpassen, wenn sie sich in der Pra-
xis als optimierbar herausgestellt haben.

Änderungen an der Software von 
VIS-Justiz werden hingegen zunächst 
auf Landesebene im Themenkreis 
eAkte fachlich unter Einbindung von 
Vertreter*innen aller Gerichtsbarkei-
ten und der Staatsanwaltschaft sowie 
von Vertreter*innen des eAkten-Pro-
jekts aus dem Ministerium abge-
stimmt. Hier findet die wichtige Vor-
auswahl statt, welche Änderungen ver-
folgt werden (siehe unten). Dabei ist 
ohne Frage Fingerspitzengefühl erfor-
derlich, weil Änderungen schlussend-
lich der Beratung und gemeinsamen 
Beschlussfassung im Länderverbund 
Sachsen, Thüringen, Baden-Württem-
berg und Schleswig-Holstein sowie ei-
niger VIS-Justiz ebenfalls nutzender 
Bundesgerichte bedürfen. Zudem 
scheinen die Budgets für Änderungen 
stark begrenzt, mit der Folge, dass 
auch allseits für sinnvoll erachtete Än-
derungen nicht oder nur zeitlich stark 
versetzt beauftragt werden können. 
Deshalb gibt es überhaupt nur zwei 
neue Versionen mit Änderungen pro 
Jahr – die nächste in 2023 erst im Okto-
ber. Und deshalb dauert es auch viel zu 
lang, bis Änderungen (wenn über-
haupt) umgesetzt werden. 

Auch hierzu zwei Beispiele: Im 
März/April 2021 hat Schleswig- Hol-
stein den mehr als naheliegenden 
 Änderungswunsch eingebracht, dass 
es für Geschäftsstellen möglich sein 
sollte, nur den Arbeitskorb der eige-
nen Kammer / des eigenen Senats an-
gezeigt zu bekommen (und nicht alle 
Gruppenarbeitskörbe), damit eine 
grundlegende Übersichtlichkeit im 
Arbeitsalltag gewährleistet wird. Die-
ser scheinbar einfache Wunsch wird 
jetzt tatsächlich im laufenden Betrieb 
umgesetzt – nämlich voraussichtlich 
Oktober 2023. Das sind 2 ½ Jahre für 
eine Banalität. 

Und ein weiterer auf der Hand 
 liegender Vorschlag aus Schleswig-
Holstein ist derzeit versandet: Einen 
kammer- bzw. senatsinternen Bereich, 
der auch bei Wechseln im Spruch-
körper nutzbar bleibt, wird es auf ab-
sehbare Zeit nicht geben – warum 
auch immer. 

Fazit: Das Ergebnis der bestehen-
den föderalen Strukturen ist kom-
promissbasiertes Basteln mit zu knap-
pen Kassen im Schneckentempo – und 
nicht der auf politischer Ebene be-
schworene digitale Aufbruch.

Hinzu tritt das Problem, dass in der 
täglichen Arbeit nicht nur das 
 Programm VIS-Justiz im Einsatz ist, 
sondern daneben – je nach Gerichts-
barkeit bzw. Staatsanwaltschaft – die 
verschiedenen Fachverfahren, wie 
Forum Star, Eureka-Fach, Fokus. Diese 
Programme unterliegen nicht nur ih-

Die bestehenden 
Verfahren zur 

Problembehebung sind 
leider schwerfällig 

und betreffen 
verschiedenste Ebenen

Letztlich bedarf es 
einer grundlegenden 
Neukonzeption – im 
Sinne einer echten 
Digitalisierung der 

Abläufe, die erstmals 
echten Mehrwert 
generieren könnte
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kommission zurück, die die Basiszah-
len wiederum auf der Grundlage des 
Gutachtens von pwc aus dem Jahr 
2015 festgelegt hat. Das Gutachten sei-
nerseits basiert auf einer Zeitaufschrei-
bung aus den ersten sechs Monaten 
des Jahres 2014.

Seit 2014 ist nun einige Zeit vergan-
gen. Nicht nur die Gesellschaft hat sich 
verändert. Auch Art und Ausmaß vie-
ler Streitigkeiten und, ganz wesentlich, 
viele Gesetze, insbesondere auch viele 
Bestimmungen in Prozessgesetzen, 
 haben sich verändert. Kurz: Viele Ver-
fahren sind spürbar und feststellbar 
aufwändiger geworden.

Normalerweise ist vorgesehen, dass 
die „Pebb§y-Zahlen“ regelmäßig über-
prüft werden. Deswegen gehört zum 
System eine Wiederholung der Zeit-
aufschreibung von Zeit zu Zeit. Vor-
gesehen war, in diesem Jahr (2023) die 
wesentlichen Vorarbeiten durchzufüh-
ren, sodass eine neue Zeitaufschrei-
bung Anfang 2024 hätte durchgeführt 
werden können, also zehn Jahre nach 
der letzten. 

So kommt es aber nicht.
Die Landesjustizverwaltungen ha-

ben entschieden, die nächste Erhe-
bung auf das Jahr 2027 zu verschieben. 
Hintergrund ist die Einführung der 
elektronischen Akte. Diese ist nach 

den Bundesgesetzen bis Ende 2025 
bundesweit bei allen Gerichten einzu-
führen. Es besteht die sicher nicht 
ganz fernliegende Einschätzung, dass 
die „elektronische Aktenbearbeitung“ 
die Bearbeitungszeit beeinflusst. Da-
bei wird eine realistische Einschät-
zung wohl erst gewonnen werden 
können, wenn alles stabil läuft und 
sich auch eine (neue) Routine einge-

stellt hat. Die für 2027 geplante Zeit-
aufschreibung soll diese Effekte mit 
abbilden.

Soweit so gut. Aber soll sich deswe-
gen bis dahin nichts ändern? 

Wenn 2027 eine neue Erhebung er-
folgt, wird mit neuen Zahlen frühes-
tens 2028 zu rechnen sein, vielleicht 
auch erst 2029. Das sind noch fünf bis 
sechs Jahre. Angesichts der vielen Ver-
änderungen, die seit 2014 eingetreten 
sind, erscheint es nicht angemessen, 
bis dahin mit den veralteten Zahlen 
weiterzuarbeiten!

Soweit in Strafsachen bei den Land-
gerichten die Zahl der großen Verfah-
ren und deren Komplexität deutlich 
zugenommen hat, ist dem, neben dem 
PBB-System, immerhin und richtiger-
weise Rechnung getragen worden. 
Den Landgerichten wurde aus dem 
Pakt für den Rechtsstaat Personal für 
zusätzliche Strafkammern zur Verfü-
gung gestellt. Das wird 2023 weiter-
gehen, weil in Schleswig-Holstein 
auch dieses Jahr für die Landgerichte 
zusätzliches richterliches und nicht-
richterliches Personal für weitere 
Strafkammern geplant ist. Das ist ganz 
sicher eine sinnvolle Maßnahme, wo-
für der Landespolitik Dank gebührt!

Aber das Justizleben spielt sich 
nicht nur in den Strafkammern der 
Landgerichte ab. Auch bei den Amts-
gerichten haben sich die Strukturen 
vieler Verfahren sehr deutlich geän-
dert. Die massiv gestiegene Komplexi-
tät in Wirtschaftsstrafsachen (der 
Amtsgerichte) ist dadurch etwas auf-
gefangen worden, dass auch den zu-
ständigen Amtsgerichten aus dem 
Pakt für den Rechtsstaat zusätzliches 
Personal zugeflossen ist. 

Das deckt aber nicht alles ab!
Wegen der Belastung der Straf-

kammern nehmen bei den Amts-
gerichten die Anklagen, die eigentlich 
„Kammersachen“ betreffen, kontinu-
ierlich zu. Das führt dazu, dass es 
 mittlerweile sehr häufig mehrtägige 
Schöffenverhandlungen gibt. Leider 
hat sich aber der „Minutenwert“ für 
Schöffensachen nicht erhöht. 

Auch in Familiensachen bei den 
Amtsgerichten haben sich die Verhält-
nisse signifikant verändert. Durch das 
Gesetz zur Bekämpfung sexualisierter 
Gewalt bei Kindern sind nicht nur 
(seit 2022) die Fort- und Weiter-
bildungsverpflichtungen für Familien-
richter*innen gestiegen. Es haben sich 
auch die Anhörungspflichten in Kind-
schaftssachen deutlich erhöht. Und 
noch einmal ist der Aufwand in Kind-
schaftssachen durch das Vormund-
schafts- und Betreuungsrechtsreform-
gesetz zum 1. 1. 2023 gestiegen (übri-
gens auch und besonders bei den 
Rechtspfleger*innen). Auch die Arbeit 
in Betreuungssachen ist dadurch bei 
Richter*innen (und bei Rechts-
pfleger*innen) spürbar angestiegen.

Diese Veränderungen erregen zwar 
nicht so viel politische Aufmerksam-
keit, wie es Haftentlassungen wegen 
überlanger Verfahrensdauern bei den 
Landgerichten auslösen. Aber die 
Rechtssachen bei den Amtsgerichten 

sind deswegen ja nicht weniger wich-
tig. Es sollte nicht erst zu Skandalen 
wegen vernachlässigter Kinder oder 
wegen Haftentlassungen auch bei den 
Amtsgerichten kommen müssen, da-
mit sich etwas tut. 

Die nrv fordert deswegen die ernst-
hafte und zielgerichtete Prüfung, in 
welchen Geschäften bei den Amts-
gerichten landeseigene Zuschläge vor-
genommen werden müssen. Das 
Pebb§y-System lässt landeseigene 
 Basis zahlen oder Zuschläge zu. Bei 
den Schöffensachen, den Betreuungs-
sachen und den Kindschaftssachen 
liegt es sehr nahe, das zu tun!   ¶

Die Personalverteilung in Schleswig-
Holstein (wie auch anderswo) erfolgt 
auf der Basis der Personalbedarfs-
berechnung (PBB) zum 30. 9. eines je-
den Jahres. Grundlage der Berechnung 
sind verschiedene Faktoren:

Jährlich angepasst wird die „Jahres-
arbeitszeit“, also die Menge der Minu-
ten, die für die Richter:innen jedes Jahr 
durchschnittlich tatsächlich zur Ver-
fügung stehen. Darin enthalten ist auch 
eine jeweils aktuelle „Abwesenheits-
quote“, also etwa die Urlaubs- und 
Krankheitstage im richterlichen Be-

reich. Die Jahresarbeitszeit 2022 beträgt 
101  854 Minuten oder 1 697,56 Stunden. 
In Schleswig-Holstein gab es 2022 im 
Jahr 253 Arbeitstage. Abzüglich 30 Ur-
laubstagen und weiter abzüglich durch-
schnittlich etwa 8 Krankheits tagen pro 
Richter:in im Jahr, also „echten“ 215 
 Arbeitstagen, sind das rund 7,9  Stun-
den am Tag. Fortbildungstage müssen 
hier nicht berücksichtigt werden, weil 
es für die sog. externen Fortbildungen 
eine gesonderte Bedarfs erfassung gibt 
(mit 480 Minuten je Fortbildungstag). 
Übrigens werden auch für sog. „interne 

Fortbildung“, also etwa das „fallunab-
hängige“ Lesen von Fachliteratur am 
Arbeitsplatz, 2 384 Minuten pro Rich-
ter:in und Jahr in den Personalbedarf 
eingerechnet.

Insoweit wird die Berechnung im-
mer aktuell gehalten. Anders ist es aber 
bei den sog. Basiszahlen. 

Wesentlich für die Berechnung des 
Personalbedarfs sind die Basiszahlen, 
also die durchschnittliche Zeit (in 
 Minuten), die pro Geschäft angerech-
net wird. Die Basiszahlen gehen auf 
eine Entscheidung der Bundespensen-
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P E R S O N A L B E D A R F

Arbeitsbelastung realistisch abbilden 
 – keine alten Pebb§y-Zahlen  
für moderne Anforderungen
Die Grundlagen der Personalbedarfsberechnung  

entsprechen nicht mehr der Realität, in einige Bereichen  
muss es landesspezifische Zuschläge geben.

 
Der Sprecherrat der nrv SH Kurz: Viele Verfahren 

sind spürbar und 
feststellbar aufwändiger 

geworden

Angesichts der vielen 
Veränderungen 

erscheint es nicht 
angemessen, mit den 

veralteten Zahlen 
weiterzuarbeiten
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A M T S A N G E M E S S E N E  B E S O L D U N G

Aufkündigung der Anpassungszusage 
durch das Land – was nun ?

Der Sprecherrat der nrv SH

Bundesverfassungsgerichts über die 
Richtervorlagen zur A-Besoldung auf 
die R-Besoldung des Landes hat.

Was ist eigentlich die Anpassungs-
zusage?

Hintergrund der Anpassungszusage 
sind diverse Klagen gegen das Land 
Schleswig-Holstein als Dienstherr auf 
eine amtsangemessene Besoldung vor-
wiegend aus dem Jahr 2007. Beweg-
grund für diese Klagen dürfte der durch 
§ 6 des Gesetzes über die Gewährung 
jährlicher Sonderzahlungen vom 
12. November 2003 (GVOBl SH S. 546) 
in der Fassung des Art. 4 des Haushalts-
strukturgesetzes zum Haushaltsplan 
2007/2008 vom 14. Dezember 2006 
(GVOBl SH S. 309), berichtigt am 
25. Januar 2007 (GVOBl SH S. 15) nor-
mierte Wegfall der jährlichen Sonder-
zahlungen für alle Beamtinnen und Be-
amten oberhalb der Besoldungsgruppe 
A10 und Richterinnen und Richtern – 
das sogenannte Weihnachtsgeld – sein. 
Obsiegen die Kläger in diesen Klage-
verfahren, und ihre Besoldung wird als 
nicht amtsangemessen (und damit als 
verfassungswidrig zu niedrig) angese-
hen, wird ihre Besoldung u. a. auch 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt ihres 
Antrags auf eine amtsangemessene 
 Besoldung angepasst.

Darüberhinausgehend ist das Land 
verpflichtet, die sich auf alle betroffe-
nen Beamtinnen und Beamte erstre-
ckende Korrektur der für verfassungs-
widrig erklärten Regelung nur für den 
Zeitraum vorzunehmen, der mit dem 
Haushaltsjahr beginnt, in dem durch 
die verfassungsgerichtliche Entschei-
dung die Verfassungswidrigkeit fest-
gestellt worden ist. Eine rückwirkende 
Korrektur müsste das Land hingegen 
nur für alle diejenigen vornehmen, die 
ebenfalls ihre Besoldung angegriffen 
haben und deren Anträge auf eine 
amtsangemessene Besoldung sich vor 
dem Hintergrund der laufenden 
Klage verfahren teilweise noch im Ver-
waltungsverfahren befinden. Beamtin-
nen und Beamte und Richterinnen 

und Richter, die in der Vergangenheit 
keine Anträge auf eine amtsangemes-
sene Besoldung gestellt haben, „gingen 
leer aus“. Denn insoweit gilt die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts – und des Bundesverfassungs-
gerichts –, dass der Anspruch auf eine 
amtsangemessene Besoldung zeitnah, 
das heißt im jeweiligen Haushaltsjahr, 
für welches eine höhere Besoldung 
verlangt wird, geltend gemacht werden 
muss (vgl. nur BVerwG, Urteil vom 
13. November 2008 – 2 C 16.17 –, juris, 
Rn.10 ff. m.w.N.).

Durch die Zusage der Landesregie-
rung war diese immer wieder jährliche 
Geltendmachung obsolet. Bis zum 
Jahr 2021 hatte die Landesregierung 
jährlich zugesichert, die jeweiligen 
Entscheidungen aus den anhängigen 
Verfahren auf alle Beamtinnen und 
 Beamten und Richterinnen und Rich-
ter rückwirkend zu übertragen, also 
auch auf diejenigen, die keinen Antrag 
auf eine amtsangemessene Besoldung 
gestellt haben.

Was bedeutet nun die Aufkündigung?

Die Aufkündigung dieser Zusage für 
das Haushaltsjahr 2022 (und wohl 
auch alle künftigen) bedeutet, dass 
 Beamtinnen und Beamte und Richter-
innen und Richter nunmehr jährlich 
einen Antrag auf amtsangemessene 
Besoldung bei ihrem Dienstherr stel-
len müssen, um eine Übertragung der 

Ergebnisse der oben genannten Ver-
fahren auch rückwirkend auf ihre Be-
soldung zu erreichen. Damit ist es aber 
nicht getan. Wie der Richterbund be-
richtet hat, ist beabsichtigt, die Anträ-

ge auf Besoldungsanpassung zügig zu 
entscheiden, so dass die Beamtinnen 
und Beamten und Richterinnen und 
Richter hiergegen Widerspruch er-
heben müssten. Diese sollen wieder-
um zügig entschieden werden, sodass 
letztlich der mit einem Kostenrisiko 
behaftete Klageweg beschritten wer-
den müsste – und dies jährlich (!). 

Zu betonen ist, dass die Zusage der 
Landesregierung nicht rückwirkend 
zurückgenommen wurde. Erst ab dem 
Haushaltsjahr 2022 müssen Beamtin-
nen und Beamte und Richterinnen 
und Richter einen Antrag auf amts-
angemessene Besoldung stellen, um 
von den Ergebnissen möglicher erfolg-
reicher Klagen ab diesem Zeitpunkt zu 
partizipieren. Auch wenn für das 
Haushaltsjahr 2022 kein entsprechen-
der Antrag gestellt wurde, so kann er 
für das Haushaltsjahr 2023 noch bis 
zum 31. Dezember gestellt werden. 
 Insoweit wäre nur eine mögliche Be-
soldungserhöhung für das Haushalts-
jahr 2022 „verloren“. Man kann also 
noch abwarten, ob (und wie) das Bun-
desverfassungsgericht gegebenenfalls 
dieses Jahr über die Richtervorlagen 
entscheidet und davon sein eigenes 
Vorgehen abhängig machen. 

Und welche Auswirkung  
hat eine Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts über die 
 Richter vorlagen für die R-Besoldung? 

Zunächst ist klarzustellen, dass der 
Vorlagebeschluss vom 23. März 2021 
des Schleswig-Holsteinischen Ober-
verwaltungsgerichts (2 LB 93/18) und 
der Vorlagebeschluss vom 20. Septem-
ber 2018 des Schleswig-Holsteinischen 
Verwaltungsgerichts (12 A 69/18) an 
das Bundesverfassungsgericht nur die 
Beamtenbesoldung der Gruppen A7, 
A13, A15 und A16 betreffen und nicht 
die für Richterinnen und Richter maß-
gebliche R-Besoldung. Eine Muster-
klage, welche in Folge der auch für die 
R-Besoldung weggefallenen jährlichen 
Sonderzahlung erhoben wurde, ist 
derzeit noch beim Schleswig-Holstei-

Der Sprecherrat hat im Strandläufer 
3/22 darauf aufmerksam gemacht, dass 
die Landesregierung vor dem Hinter-
grund der schwebenden gerichtlichen 
Verfahren auf eine amtsangemessene 
Beamten- bzw. Richterbesoldung in 
Schleswig-Holstein ihre Anpassungs-
zusage aufgekündigt hat. Die Landes-
regierung hatte den Beamtinnen und 
Beamten und Richterinnen und Rich-
tern mit einer jährlichen Anpassungs-
zusage garantiert, dass die Ergebnisse 
erfolgreicher (Muster-)verfahren, die 
sich vorwiegend mit der amtsange-
messenen Besoldung von Beamtinnen 

und Beamten und Richterinnen und 
Richtern im Jahr 2007 nach Wegfall 
des sogenannten Weihnachtsgeldes 
befassen, auf alle betroffenen Beschäf-
tigten erstreckt werden, auch wenn 
diese nicht durch eigene Anträge/
Rechtsbehelfe eine amtsangemessene 
Besoldung eingefordert haben.

Derzeit sind Vorlagen des Schles-
wig-Holsteinischen Oberverwaltungs-
gerichts und des Schleswig-Holsteini-
schen Verwaltungsgerichts bei dem 
Bundesverfassungsgericht zur Frage 
der amtsangemessenen Besoldung der 
Beamtinnen und Beamten des Landes 

Schleswig-Holstein der Besoldungs-
gruppen A7, A13, A15 und A16 im Jahr 
2007 anhängig (vgl. Vorlagebeschluss 
vom 23. März 2021 des Schleswig-Hol-
steinischen Oberverwaltungsgerichts 
– 2 LB 93/18 – und der Vorlagebeschluss 
vom 20. September 2018 des Schleswig- 
Holsteinischen Verwaltungsgerichts – 
12 A 69/18 –, beide juris). 

Für Richterinnen und Richter des 
Landes Schleswig-Holstein stellt sich 
nun die Frage, was die Aufkündigung 
der Anpassungszusage der Landes-
regierung für sie bedeutet und wel-
chen Einfluss eine Entscheidung des 

Es bleibt  abzuwarten, 
ob (und wie) das 

Bundesverfassungs-
gericht über die Richter-

vorlagen entscheidet 
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nischen Verwaltungsgericht anhängig. 
Dennoch könnte eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zur 
 A-Besoldung in Schleswig-Holstein 
gegebenenfalls Einfluss auf die R-Be-
soldung haben. In der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts ist das 
sogenannte Abstandsgebot als Prüf-
parameter für eine amtsangemessene 
Besoldung angelegt. Eine deutliche 
Verringerung der Abstände der Brutto-
gehälter in den Besoldungsgruppen 
infolge unterschiedlich hoher linearer 
Anpassungen bei einzelnen Besol-
dungsgruppen oder zeitlich verzöger-
ter Besoldungsanpassungen indizieren 
einen Verstoß gegen das Abstandsge-
bot. Ein Verstoß des Abstandsgebots 
liegt in der Regel bei einer Abschmel-
zung der Abstände zwischen zwei ver-
gleichbaren Besoldungsgruppen um 
mindestens 10 % in den zurückliegen-
den fünf Jahren vor (vgl. BVerfG, Ur-
teil vom 5. Mai 2015 – 2 BvL 17/09 u. a. 
–, juris, Rn. 99 ff., und Beschluss vom 
17. November 2015 – 2 BvL 19/09 –, ju-
ris, Rn. 78 ff.). Sollte die A-Besoldung 
nach der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts und der anschlie-
ßenden Beendigung der Klageverfah-
ren angepasst werden, könnte man zu 
dem Schluss kommen, dass auch die 
R-Besoldung entsprechend angepasst 
werden muss, wenn das Abstands-
gebot nicht mehr gewahrt sein sollte. 
Hierbei ist hervorzuheben, dass das 
Bundesverfassungsgericht für die 
 R-Be soldung ausdrücklich klargestellt 

hat, dass die Amtsangemessenheit der 
Alimentation der Richterinnen und 
Richter und Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte sich auch durch ihr Ver-
hältnis zur Besoldung und Versorgung 
anderer Beamtengruppen bestimmt. 
Vergleiche sind dabei nicht nur inner-
halb einer Besoldungsordnung, son-
dern gerade auch zwischen den ver-
schiedenen Besoldungsordnungen ge-
boten (vgl. BVerfG, Beschluss vom 4.
Mai 2020 – 2 BvL 4/18 –, juris, Rn. 43).

Ob das Land tatsächlich Rück-
schlüsse auf die R-Besoldung zieht 
oder ob es die Entscheidungen der Ver-
waltungsgerichte abwartet, ist nicht ab-
zusehen. Sollte letzteres der Fall sein, 
dürfte sich dies noch über einige Zeit 
hinziehen, da je nach Auffassung der 
entscheidenden Kammer bzw. des ent-
scheidenden Senats eine Vorlage an das 
Bundesverfassungsgericht notwendig 
sein könnte. Dann müsste sich jede 
Richterin und jeder Richter die Frage 

stellen, ob (jedenfalls) ab dem Haus-
haltsjahr 2023 jährlich eine amts-
angemessene Besoldung beim Dienst-
herrn geltend gemacht wird.

Kritik

Der nunmehr von der Landesregie-
rung eingeschlagene Weg ist sehr 
 kritisch zu sehen. Denn die Aufkündi-
gung der Anpassungszusagen und ge-
gebenenfalls die Beschleunigung der 
Widerspruchsverfahren drängt die 
Bediensteten in den Klageweg und 
bürdet ihnen das Kostenrisiko auf. 
Und dies jährlich (!). Insbesondere 
auch vor dem Hintergrund, dass an-
gedeutet ist, eine vom Bundesverfas-
sungsgericht dann festgestellte ver-
fassungswidrige (!) Besoldung nicht 
für alle Beamtinnen und Beamte und 
Richterinnen und Richter (rückwir-
kend) zu beheben. Das Land hätte seit 
dem Jahr 2007 und spätestens seit den 
Vorlagebeschlüssen der Schleswig-
Holsteinischen Verwaltungsgerichte 
mit einer verfassungswidrigen Besol-
dung rechnen können. Insoweit dürfte 
genug Zeit bestanden haben, ent-
sprechende Rücklagen im Haushalt zu 
 bilden. Dass ab dem Jahr 2022 Be-
amtinnen und Beamte und Richterin-
nen und Richter, die das Kostenrisiko 
des gerichtlichen Wegs scheuten, am 
Ende verfassungswidrig besoldet 
 worden sind, ist mit dem Prinzip der 
Fürsorge und Gleichbehandlung 
schlicht nicht vereinbar.      ¶

Ob das Land tatsächlich 
Rückschlüsse auf die 

 R-Besoldung zieht oder 
ob es die  Entscheidungen 

der Verwaltungs-
gerichte abwartet, ist 

nicht abzusehen

HINWEIS

Wenn jemand sich gegen die Höhe seiner derzeitigen Besoldung wenden und hierfür anwaltliche 

Unterstützung in Anspruch nehmen möchte, kann er sich an Rechtsanwalt Dr. Färber  

(Kanzlei Wegner, Stähr und Partner in Kiel) wenden. 

Der Sprecherrat der nrv hat diesen Kontakt schon für einige Kolleginnen und Kollegen vermit-

telt, die sich nun von Herrn Dr. Färber vertreten lassen. Die Abrechnung erfolgt nach dem RVG, 

Herr Dr. Färber übernimmt die Abwicklung mit einer Rechtsschutzversicherung.
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In der ordentlichen Gerichtsbarkeit sind 
aktuell um die 117 Richterinnen und 
Richter auf Probe tätig , Tendenz stei-
gend. Knapp 60 von Ihnen sind planreif, 
gleichzeitig nimmt die Wartezeit auf eine 
Planstelle weiter zu. Während sich das 
Problem der zeitnahen Verplanung in der 
Verwaltungs- und Arbeitsgerichtsbarkeit 
nicht stellt, ist dieses in der Ordentlichen 
Gerichtsbarkeit ständig gegenwärtig.

Nimmt man in den Blick, dass in der 
Ordentlichen Gerichtsbarkeit bis zum 
Ende des Jahres 2027 insgesamt 43 Kolleg-
innen und Kollegen in den Ruhestand 
gehen und bis dahin weitere Richterinnen 
und Richter eingestellt werden, zeigt sich 
dringender Handlungsbedarf.

Schon in der letzten nrv-Wahl-
zeitung wurde das Problem der langen 
Wartezeiten der Richterinnen und 
Richter auf Probe angesprochen. Trotz 
vielerlei Gespräche und Anläufe, 
konnte noch immer nichts Grundsätz-
liches verändert werden. Die langen 
Wartezeiten der Proberichterinnen 
und Proberichter werden zunehmend 
zu einem Standortnachteil für 
 Schleswig-Holstein bei der Nach-
wuchsgewinnung. Die nrv fordert ei-
nen völlig anderen Umgang mit die-
sem Problem. 

Konnte 2019 noch darauf verwiesen 
werden, dass es freie Richter-Planstel-
len in Schleswig-Holstein seinerzeit in 
Meldorf, in Niebüll, in Oldenburg und 
hier und da gab, sind auch diese wei-
testgehend besetzt. Zudem sind viele 
der jungen Kolleginnen und Kollegen 
aus vielerlei Gründen in die Metropo-
len orientiert. Dieser Trend hält an 
und verstärkt sich. Selbst im Einstel-
lungsverfahren werden die Forderun-
gen, in bestimmten Regionen einge-
setzt zu werden, oder jedenfalls in be-
stimmten anderen Regionen nicht 
eingesetzt zu werden, lauter und kon-
sequenter vorgebracht. Manchmal so-
gar mit der Folge, bei unbequemen 
Entscheidungen auf eine Einstellung 
in Schleswig-Holstein zu verzichten. 

Das darf man durchaus beklagen. 
Lebensqualität gibt es in Schleswig-
Holstein an vielen Stellen, im freigeis-

tigen Dithmarschen und auch anders-
wo außerhalb von Kiel, Lübeck und 
am Hamburger Rand. Menschen in 
allen Regionen haben einen selbstver-
ständlichen Anspruch auf Rechts-
schutz. Die Landesjustiz ist natürlich 
auch eine Solidargemeinschaft, in der 
jede und jeder auch Verantwortung für 
das Ganze trägt. Es sollte also das An-
liegen von uns allen ein, auch auf dem 
„platten Land“ Rechtsprechung anzu-
bieten.

Nur im Konkreten wird es dann oft 
schwierig: Was macht man, wenn die 
Partnerin einen Job in Hamburg hat, 
den es eben nicht in Schleswig-Hol-
stein gibt? Soll man dann trotz Kind 

und Kegel täglich zwei Stunden zur 
Arbeit fahren? Was macht man, wenn 
man sich eine Immobilie zulegen will? 
Soll man trotzdem maximal mobil 
bleiben? Es sind oft verständliche 
 Argumente, die vorgebracht werden, 
wenn man sich auf bestimmte Plan-
stellen nicht bewirbt, auch wenn es für 
das große Ganze nicht gut ist!

Das alles kann nun aber nicht 
dazu führen, die Wartezeiten weiter 
ansteigen zu lassen. 

Nach wie vor zeigt sich, dass die 
Zahl der derzeit tätigen Proberichter 
die Zahl der in den nächsten Jahren 
vor aussichtlich in den Ruhestand 
 gehenden Richterinnen und Richter 
um ein Vielfaches übersteigt! 

Der Grund liegt darin, dass viele 
Planstellen frei sind, weil sich viele 
Planrichterinnen und Planrichter in 
Elternzeit, Teilzeit oder Abordnungen 
befinden. Die so vorübergehend „aus-
scheidenden“ Kolleginnen und Kolle-

gen werden durch neu eingestellte 
Proberichter ersetzt. Die Planstellen 
sind deswegen aber nicht frei und ste-
hen nicht für eine Verplanung zur Ver-
fügung. Freie Planstellen werden des-
wegen zunehmend knapper werden.

Das Problem könnte etwas klei-
ner werden, wenn die vorüber-
gehend freien Planstellen vermehrt 
ausgeschrieben würden. Hier ist 
Vorsicht, aber auch mehr Mut ge-
boten, um eine haushaltsrechtlich 
unzulässige Doppelbesetzung zu 
vermeiden, wenn Planrichter (un-
vorhergesehener) Weise ihren rich-
ter  lichen Dienst wieder aufnehmen.

Nachhaltig lösen ließe sich das Pro-
blem nur dadurch, dass die Zahl der 
Planstellen im Haushalt vergrößert 
wird. Geld kostet das zwar nicht, denn 
die Gesamtzahl der tätigen und be-
zahlten Richter ändert sich dadurch ja 
nicht. Ein Richter auf Probe, der zum 
Richter auf Lebenszeit wird, erhält 
nicht mehr Geld. 

Die Mehrung der Planstellen 
muss bei zukünftigen Haushalts-
verhandlungen ein klares Ziel der 
Ministerin sein.

Diese Stellen müssen nun aber 
auch zügig den Gerichten  zugewiesen 
und zur Verplanung bereitgestellt 
werden. Das hat übrigens nicht nur 
 seinen Grund darin, dass man den Kol-
leginnen und Kollegen die lange Warte-
zeit ersparen will. Es ist auch ein grund-
legendes verfassungsrechtliches An-
liegen: Rechtsprechung erfolgt durch 
planmäßig ernannte Richterinnen und 
Richter. Richter auf Probe werden nur 
eingesetzt, soweit das unbedingt er-
forderlich ist. Es geht also auch um die 
Sicherung der Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung. Eine Dispositions-
befugnis des Ministeriums darüber, ob 
Planstellen zugewiesen und besetzt 
werden oder nicht, besteht aus Rechts-
gründen also eigentlich nicht.

Die nrv und ihre Gremienvertreter 
werden sich weiter nachhaltig dafür 
einsetzen, um das Problem der Über-
langen Probezeiten in der ordent lichen 
Gerichtsbarkeit zu lösen.      ¶

Die Mehrung der 
 Planstellen muss bei 

zukünftigen Haushalts-
verhandlungen  

ein  klares Ziel der 
 Ministerin sein.

R I C H T E R - P L A N S T E L L E N 

Still ruht die See – 
Mehr Planstellen für Proberichter*innen 

 
 
 
 
 

Vom Elend der langen Wartezeiten bis zur Verplanung

 
Der Sprecherrat der nrv SH
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Justiz, auf diese Herausforderungen zu 
reagieren. Antworten auf die Frage, 
wie wir unter diesen Bedingungen 
über Rechtsstaat und unsere Arbeit in-
formieren und damit auch jene sehr 
großen, wenn nicht schon heute über-
wiegenden Teile der Bevölkerung er-
reichen, die sich ihr Weltbild online 
zusammenstellen, finden sich kaum. 
Und auch wenn die Meinungsbildung 
im Netz sich einmal gegen die Justiz 
und sogar gegen einzelne Mitarbeiter-
innen oder Mitarbeiter richtet, stehen 
wir bis dato oft hilflos daneben, lassen 
die Betroffenen oft hiermit allein und 
verweisen auf den Privatrechtsweg. 

Wir von der Neuen Richtervereini-
gung Schleswig-Holstein begrüßen es 
daher sehr, dass sich Schleswig-Hol-
stein seit noch nicht ganz zwei Jahren 
auf den Weg gemacht hat. 

Mit erst einem, derzeit zwei Pilot-
projekten zur Modernisierung der 
 Öffentlichkeitsarbeit unter Einschluss 
von Social Media gehen wir hier neue 
Wege. Das Social-Media-Projektteam 
am Landgericht Lübeck vollzieht der-
zeit vor allem den dringend nötigen 
Paradigmenwechsel von der bisheri-
gen Praxis der meist reaktiven Presse-
arbeit des Beantwortens von Presse-
anfragen hin zu einer aktiven Öffent-
lichkeitsarbeit mit wöchentlich neuen 
Nachrichten über die Arbeit des Ge-
richts und laienverständlich aufberei-

teten Berichten über neue Entschei-
dungen des Gerichts, und zwar sowohl 
auf der Homepage des Gerichts 
( https://www.schleswig-holstein.de/
LG-Luebeck) als auch auf den Social-
Media-Plattformen Facebook (www. 
facebook.de/LGLuebeck), Twitter (www.
twitter.de/LGLuebeck) und dem demo-
kratietheoretischen (weil dezentralem) 

„Goldstandard“ Mastodon (https://
troet.cafe/@LGLuebeck). Dabei zeigt 
sich, dass vor allem über Facebook tat-
sächlich (wie auch von der Landes-
polizei mit einer Breitenwirkung weit 
über den schleswig-holsteinischen 
 Tageszeitungen vorgelebt) auch für 
die Justiz sehr signifikante  Reichweiten 
unter den Nutzerinnen und Nutzern 
erreicht werden können. Ein weiterer 

Vorteil: Damit können neben den obi-
gen Themen auch Felder wie die Nach-
wuchswerbung gerade auch für die 
nachgeordneten Dienste effektiv ange-
gangen werden, letzteres über den 
Konzernverbund Facebook/Instagram 
sogar auch auf dem in der jüngeren 
Generation stark genutzten Dienst 
 Instagram. 

Neben der allgemeinen Öffentlich-
keitsarbeit beinhaltet das Pilotprojekt 
als weiteres Standbein zudem den 
Aufbau einer „Netzfeuerwehr“, deren 
Aufgabe es ist, Kolleginnen und Kolle-
gen zur Seite zu stehen, wenn diese on-
line angegriffen oder durch falsche 
Darstellungen ihrer Entscheidungen 
verleumdet werden sollen. Hierdurch 
soll Kompetenz und Erfahrung auf 
diesem Feld gebündelt werden und 
vor allem den betroffenen Mitarbeiter-
innen und Mitarbeitern, aber auch den 
immer mitbetroffenen Verwaltungen 
und Dienstherren eine kompetente 
Stelle an die Seite gegeben werden, die 
Handlungsoptionen kennt, berät und 
das weitere Vorgehen koordiniert. 
Auch hier zeigen erste Erfahrungen, 
dass durchaus mehr Handlungsoptio-
nen bestehen als auf den ersten Blick 
erkennbar und vor allem die Betroffe-
nen die Hilfe dankbar annehmen.  
Zu erreichen ist das Team im Bedarfs-
fall unter Online-Redaktion@lg-luebeck.
landsh.de.

J U S T I Z  U N D  S O C I A L  M E D I A

Gestaltungschancen nutzen 
und vor Shitstorm schützen

 
Der Sprecherrat der nrv SH

Unsere staatlichen Institutionen lei-
den unter einem stetigen Vertrauens-
verlust – leider auch die Justiz. Im 
Fünf-Jahres-Vergleich rutsche das 
 Ansehen der Richterschaft um 15 %- 
Punkte ab, die Arbeit der  Gerichte er-
hielt im Schulnotensystem nur noch 
eine 3 (LTO 2. 9. 2022). Vertrauen in 
die Arbeit der Gerichte haben noch  
ca. 65 % der Befragten, knapp über 1/3 
der Bevölkerung haben entsprechend 
kein Vertrauen (Roland Rechtsreport 
2020). 

Dieser Befund kann nicht zufrie-
denstellen. Auf der Suche nach Abhilfe 
muss der Blick vor allem auf unsere 
 Arbeit als Justiz selbst – und auf unsere 
Ausstattung – gerichtet werden. Wenn 
Verfahren wegen fehlenden Personals 
nicht mehr vermittelbar lange dauern 
oder wenn Justiz ganz offensichtlich 
strukturell nicht so aufgestellt ist, dass 
sie mit digital gesteuerten Massever-
fahren in angemessener Zeit effektiv 
umgehen kann (Stichwort „Dieselver-
fahren“), dann ist es nur konsequent, 
wenn wir als Justiz Vertrauen verlieren. 

Der Blick muss aber flankierend 
auch auf unsere Außendarstellung ge-
hen. Denn auch eine gut funktionie-
rende Organisation – und bei aller be-
rechtigter Kritik: Wir erbringen im 
Kern in den allermeisten Verfahren 
nach wie vor eine gute, zeitnahe und 
befriedende Leistung – ist in der 

Außen wahrnehmung nur so gut, wie 
sie sich erklärt, präsentiert und dar-
stellt. Wir müssen daher ein ureigenes 
Interesse daran haben, unsere Öffent-
lichkeitsarbeit zeitgemäß aufzustellen. 
Zudem sind wir hierzu auch aus dem 
Demokratie- und Rechtsstaatsgebot 
heraus verpflichtet: Gerichte müssen 
über ihre Arbeit (und das heißt vor al-
lem über ihre Entscheidungen) infor-
mieren – und zwar nicht nur auf Nach-

frage, sondern proaktiv (Ziff. 7.2. der 
Richtlinien für die Zusammenarbeit 
der Justiz in Schleswig-Holstein mit 
den Medien).

Mit Leben zu füllen ist dieser An-
spruch dabei in einer sich in den letz-
ten Jahren dramatisch verändernden 
Medienlandschaft. Aktuelle Untersu-
chungen zeigen, dass sich das Medien-
nutzungsverhalten in unserer Gesell-
schaft grundlegend wandelt. In den 

Altersgruppen unter 45 Jahren finden 
sich die Hauptnachrichtenquellen 
ganz überwiegend online (18–24-Jäh-
rige: 72 %) und die Social-Media-Platt-
formen wie Twitter, Facebook und In-
stagram nehmen einen sehr großen 
Raum ein (Reuters Institute Digital 
News Report, 2020). Die Folgen für 
das Funktionieren unserer  Demokratie 
sind einschneidend. Denn durch 
 Social Media verlieren unsere her-
kömmlichen „Leitmedien“ Print, 
Fernsehen und Rundfunk in immer 
größerem Umfang ihre Wächterfunk-
tion: Qualitätskontrolle und Fakten-
checks durch professionelle Redaktio-
nen gibt es auf Telegram & Co. nicht – 
was richtig und falsch ist, entscheiden 
die Nutzerinnen und Nutzer in einem 
ungesteuerten, oft  emotionsgetriebenen 
und manipulierbaren kollektiven Pro-
zess. Die langjährige CNN-Reporterin 
und Friedensnobelpreisträgerin Maria 
Ressa spricht deshalb davon, dass im 
Informationsökosystem unserer De-
mokratie „eine unsichtbare Atombombe“ 
explodiert sei – wir hätten es nur noch 
nicht recht bemerkt. 

Bis dato war unser Umgang mit die-
ser nicht ganz neuen, sich aber ständig 
verschärfenden Situation von Weg-
schauen geprägt. Anders als im angel-
sächsischen Raum finden sich in 
Deutschland so gut wie keine  Beispiele 
für einen gut gemachten Ansatz der 

Aufbau einer  
 „Netz feuerwehr“, um 
 Kolleg*innen zur Seite 
zu stehen, wenn  diese 

online angegriffen 
oder durch falsche 
 Darstellungen ihrer 

 Entscheidungen 
 verleumdet werden

Wir müssen unsere 
Öffentlichkeitsarbeit 

zeitgemäß  aufstellen; 
wir sind hierzu auch 

aus dem  Demokratie- 
und Rechtsstaatsgebot 

 heraus verpflichtet
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Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen zusammen. Wie 
gut schleswig-holsteinische Belange 
dann wohl noch gehört würden?

… und zu Qualitätseinbußen

Unabhängig von Gerechtigkeitsfragen 
stellt sich auch die Frage, wie gut ein 
Mitbestimmungsgremium seine Auf-
gaben erfüllen kann, wenn  ministerielle 
Entscheidungen in verschiedenen 
 Gerichtsbarkeiten zu ganz unter-
schiedlichen Auswirkungen führen, 
seine Mitglieder aber aus eigener 
 Erfahrung nur die Verhältnisse einer 
Gerichtsbarkeit kennen. Man denke 
an die laufende Einführung der eAkte, 
die ja in allen Fachgerichtsbarkeiten 
abgeschlossen wurde, bevor in der 
 Ordentlichen Gerichtsbarkeit damit 
begonnen wurde. Wie soll ein Haupt-
richterrat, der sich nur aus Mitgliedern 
der Ordentlichen Gerichtsbarkeiten 
zusammensetzt, das Roll-Out in den 
Fachgerichtsbarkeiten denn wirklich 
kritisch begleiten können? Es kann 
auch daran erinnert werden, dass sich 
das Justizministerium vor einigen Jah-
ren mit Zustimmung des Haupt-
richterrates für eine eAkten-Software 
entschieden hat, die große Probleme 
bei der Integra tion von externen Akten 
(Verwaltungsakten) hat und daher für 
die öffentlich-rechtlichen Fachge-
richtsbarkeiten nur bedingt geeignet 
ist. Ob diese Entscheidung bei einer 
anderen Zusammensetzung des 
Hauptrichterrates anders getroffen 
worden wäre, kann natürlich nicht 
 sicher gesagt werden, das Beispiel zeigt 
aber, dass die breitere Einbeziehung 
unterschiedlicher Perspektiven not-
wendig ist.

Es besteht dringender Handlungsbedarf

Es ist also dringend notwendig, das 
Wahlverfahren für den Hauptrichter-
rat zu ändern. Da es nicht nur eine 
Fachgerichtsbarkeit gibt und die 
 Unterschiede zwischen ihnen z. T. er-
heblich sind, wird dies realistisch nicht 

ohne eine Vergrößerung des Gremi-
ums gehen. Sinnvoll bekommt man 
eine Zusammensetzung des Haupt-
richterrates, die die Justiz in ihrer Plu-
ralität abbildet, nur hin, wenn dessen 
Mitglieder getrennt in den jeweiligen 
Gerichtsbarkeiten gewählt werden. 
Gleichzeitig können natürlich die 
 Größenunterschiede zwischen den 
Gerichtsbarkeiten nicht völlig unbe-
rücksichtigt bleiben. Man kann sich 
insoweit die Zusammensetzungen des 
Bundesrates oder aber der Legislativ-
organe der EU in Erinnerung rufen, 
die auch die angemessene Berücksich-
tigung kleinerer Einheiten bei relativer 
Berücksichtigung der Größenunter-
schiede der vertretenen Einheiten er-
reichen. 

Verschiedene Lösungen sind denkbar

Will man sicherstellen, dass alle Ge-
richtsbarkeiten vertreten sind, so 
könnten bei einer Vergrößerung des 
Gremiums auf 7 Personen je ein*e 
Vertreter*in der Arbeits-, Finanz-, So-
zial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 
und 3 Vertreter*innen der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit gewählt wer-
den. Wollte man sicherstellen, dass die 
Ordentliche Gerichtsbarkeit in dem 
Gremium aufgrund ihrer Größe die 
Mehrheit innehat, so müsste man 
 entweder eine Vergrößerung auf 9 
 Personen vornehmen oder aber an 
Rotations regelungen zwischen den 
Fachgerichtsbarkeiten denken. So wie 
es ist, kann es jedenfalls nicht bleiben. 
Das Ministerium ist daher aufgerufen, 
eine Änderung der Wahlordnung und 
in Hinblick auf die Zusammensetzung 
des Hauptrichterrats auch des Landes-
richtergesetzes auf den Weg zu brin-
gen, die ab den Gremienwahlen 2027 
eine Vertretung der Fachgerichts-
barkeiten im Hauptrichterrat (und im 
Haupt personalrat) sicherstellt.
      ¶

Die keineswegs völlig unkomplizier-
ten Wahlregelungen für die Wahl des 
Hauptrichterrats lassen sich wie folgt 
zusammenfassen. Im Grundsatz be-
stimmt das Verhältnis der für konkur-
rierende Listen („Offene Liste – nrv, 
ver.di, Unabhängige“ einerseits, die 
 Liste des Richterbundes andererseits) 
abgegebenen Stimmen die Zusammen-
setzung dieses Gremiums. Die tatsäch-
lich für die Listen entsandten Mitglie-
der ergeben sich aber aus dem Verhält-
nis der persönlichen Stimmen inner-
halb der Listen. Dabei erfolgt die Wahl 
einheitlich über alle  Gerichtsbarkeiten. 
Dieses trägt insoweit auch demokrati-
schen Prinzipien Rechnung, als ein 
gleiches Stimmengewicht aller abge-
gebenen Stimmen garantiert und so-
wohl die Präferenz für Listenverbin-
dungen als auch für Einzelpersonen 
berücksichtigt wird.

Strukturelle Bevorzugung der 
Ordentlichen Gerichtsbarkeit

Es ist aber zu erwarten und auch ver-
ständlich, dass bei Wahlen mit perso-
nellen Element verstärkt Personen ge-
wählt werden, die den Wählenden 
selbst bekannt sind. Sprich, die Kolle-
gin aus der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
wird wahrscheinlich vermehrt für 
Kandidat*innen aus der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit stimmen, während der 
Kollege aus der ordentlichen Gerichts-
barkeit wahrscheinlich eine Präferenz 
für Kandidat*innen aus der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit hat. Das führt 
wegen der Größe der Ordentlichen 
Gerichtsbarkeit dazu, dass sich der 
Hauptrichterrat in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten von wenigen Aus-
nahmen abgesehen ausschließlich aus 
Vertreter*innen der Ordentlichen Ge-

richtsbarkeit zusammengesetzt hat. 
Die Fachgerichtsbarkeiten sind somit 
infolge des Wahlverfahrens in dem 
Gremium, welches ministerielle Ent-
scheidungen mit Auswirkungen für 
alle Gerichtsbarkeiten kontrolliert, 
 regelmäßig nicht vertreten.

Einseitige Zusammensetzung führt zu 
Demokratiedefizit …

Da beginnen dann die Probleme mit 
der Demokratie, denn Demokratie 
 bedeutet ja nicht nur die Berücksichti-
gung des Mehrheitswillens, sondern 
auch eine angemessene Berücksichti-
gung der Belange von Minderheiten. 
Um es plastisch zu machen, würde der 
Bundestag nach den gleichen 
 Prinzipien wie der Hauptrichterrat in 
SH gewählt, setzte sich dieser wahr-
scheinlich nur aus Abgeordneten aus 

S TA N D P U N K T E

Wahlverfahren zum Hauptrichterrat  
ändern – Fachliche Pluralität abbilden

 
Der Sprecherrat der nrv SH

Einer ersten Evaluation soll das Pro-
jektteam des Landgerichts Lübeck im 
Sommer 2023 unterzogen werden. Wir 
sind gespannt, wie die Zukunft dieses 
Projektes im Anschluss aussehen wird. 
Der schwarz-grüne Koalitionsvertrag 
ist hierzu überraschend ambitioniert 
und sieht die Gründung einer zen-
tralen Onlineredaktion für die Justiz 

Schleswig-Holsteins noch in dieser 
 Legislatur vor. Eines steht aber schon 
jetzt fest: Bei Gründung wurde dem 
Pilotteam ein denkbar entwicklungs-
offener Auftrag mit auf dem Weg ge-
geben – sinngemäß dahingehend, ein-
fach loszugehen und Erfahrungen zu 
sammeln, wie Justiz und digitale 
Öffent lichkeitsarbeit aussehen könnte. 

Wir glauben, dass sich dieser sehr ent-
wicklungsoffene und vertrauensvolle 
Ansatz hier bereits mehr als ausgezahlt 
hat. Gerne mehr von solchen zukunfts-
gerichteten, auf „Machen“, „Erfahrun-
gen sammeln“ und dann „Evaluieren“ 
und „Weitergehen“ aufbauenden 
 Projekten! 

      ¶
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S TA N D P U N K T E

Für eine Stärkung der  
Verfassungsautonomie des Landes – 

Individualverfassungsbeschwerde  
jetzt !

Das Land gibt seinen Bürger*innen spezielle eigene Verfassungs  - 
rechte, macht sie – die Träger*innen dieser Rechte  

– aber zu Zaungästen, sobald es um deren Verwirklichung geht

 
von Christine Nordmann, Schleswig
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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
sehr geehrte Mitglieder des Innen- 
und Rechtsausschusses,
gern nimmt die nrv noch die Gelegen-
heit wahr, zum o. g. Gesetzentwurf 
eine Stellungnahme abzugeben:

Zum 1. Mai 2008 hat das Schleswig-
Holsteinische Landesverfassungsgericht 
seine Arbeit aufgenommen. Passend 
dazu wurde die Landesverfassung um 
einen Art. 2a ergänzt mit dem Inhalt, 
dass die im Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland festgelegten 
Grundrechte und staatsbürgerlichen 
Rechte Bestandteil dieser Verfassung und 
unmittelbar geltendes Recht werden“ 1. 

Damit wandelte sich die 1949 nur 
als vorübergehende Ordnung gedach-
te Landessatzung endgültig zu einer 
modernen Landesverfassung mit indi-
viduellen Abwehr-, Leistungs- und 
Teilhaberechten. Die Ergänzung der 
Verfassung rückte die Grundrechte 
und staatsbürgerlichen Rechte näher 
an ihre Träger und die staatlichen Or-
gane des Landes näher an ihre Pflicht 
zum grundrechtskonformen Verhal-
ten. Gleichzeitig wurde so das Prüf-
programm des Landesverfassungs-
gerichts in den bestehenden Verfahren 
der abstrakten und der konkreten 
 Normenkontrolle maßgeblich erwei-
tert, denn eine solche Kontrolle ohne 
den Prüfungsmaßstab der (Grund-)
Rechte hätte keine nennenswerte Be-
deutung gehabt2.

An die Einführung einer individuel-
len Verfassungsbeschwerde hat zu die-
ser Zeit jedoch niemand gedacht3. Und 
dieser wichtige Baustein fehlt noch 
immer.

I.
Die jetzt vorgeschlagene Einführung 
einer individuellen Verfassungsbe-
schwerde beschränkt sich – und damit 

1  GVOBl 2008, 149; seit Dezember 2014 als 
Art. 3 LV, GVOBl. 2014, 344

2  Nordmann, „Rezipierte“ Grundrechte für 
Schleswig-Holstein, NordÖR 2009, 97

3  Blackstein, Das Landesverfassungsgericht 
von Schleswig-Holstein, Monographie 
2014, S. 221

auch diese Stellungnahme – auf die 
Beschwerdefähigkeit bestimmter lan-
desspezifischer Grundrechte und 
grundrechtsgleicher Rechte. Gerade 
sie würden dadurch einen völlig neuen 
Bedeutungsgehalt erfahren. Ihrem sub-
jektiv-rechtlichen Charakter würde 
das notwendige verfahrensmäßige 
Pendant zur Seite gestellt, was wieder-

um das Verfassungsbewusstsein in der 
Bevölkerung und die Bedeutung der 
Landesverfassungsgerichtsbarkeit stär-
ken und damit letztlich die Verfassungs-
autonomie des Landes betonen wird4.

Die nrv hat schon gegenüber dem 
Sonderausschuss Verfassungsreform 
im Jahre 2013 für die Einführung der 
Individualverfassungsbeschwerde vo-
tiert und den Bedarf aufgezeigt5: 
 Bürgerinnen und Bürger dieses Lan-
des sollten zumindest diejenigen 
Grundrechte und grundrechtsglei-
chen Rechte einklagen können, die 
sich als landesspezifische Rechte jen-
seits der Rezeptionsklausel in der 
Landes verfassung finden. Denn diese 
Rechte können weder vor dem Bundes-
verfassungsgericht geltend gemacht 
werden noch beim Landesverfas-
sungsgericht, da eine diesbezügliche 

4  Blackstein, a.a.O. S. 222 f., 226; Backmann, 
Schleswig-Holsteinische Verfassungsbe-
schwerde, SchlHAnz, Sonderdruck März 
2009, S. 1, 3 m.w.N.

5 Umdr. 18/1720

Zuständigkeit bislang nicht vorgese-
hen ist. Es bliebe ein allenfalls mittel-
barer Grundrechtsschutz im Wege der 
Normenkontrolle, deren Initiierung 
von der Landesregierung oder aus 
dem Landtag heraus bzw. über den 
Weg einer Vorlage durch ein Fach-
gericht erfolgen muss. Dies sollte nach 
Auffassung des Sonderausschusses ge-
nügen. Er lehnte die Einführung als 
nicht sinnvoll ab, weil eine Rüge der 
Verletzung landesspezifischer Grund-
rechte kaum noch einen praktischen 
Anwendungsbereich hätte6. 

Damit aber bleibt eine Lücke im 
Grundrechtsschutz. Das Land gibt sei-
nen Bürger*innen zwar spezielle eige-
ne Rechte, macht sie – die Träger*innen 
dieser Rechte – aber zu Zaungästen, 
sobald es um deren Verwirklichung 
geht. Dies wird verfassungsrechtlich 
zulässig sein, lässt sich verfassungspoli-
tisch aber nicht sinnvoll rechtfertigen, 
denn die Möglichkeit eines Normen-
kontrollverfahrens bietet keinen ad-
äquaten Ersatz. Zum einen, weil auf 
diesem Wege nur die Verletzung der 
Grundrechte durch ein Landesgesetz, 
nicht aber durch andere Akte der öf-
fentlichen Gewalt geprüft wird. Zum 
anderen haben die eigentlichen 
Rechts träger*innen keinen Einfluss 
auf die Entscheidung eines antrags-
befugten Dritten, ob dieser abstrakt 
gegen ein Gesetz vorgeht, bzw. nur 
sehr wenig Einfluss auf die Entschei-
dung eines Fachgerichts, ob es im Rah-
men eines konkreten Rechtsstreits die 
Entscheidung des Verfassungsgerichts 
einholt. 

Auch das vom Sonderausschuss in 
seinem Abschlussbericht aufgeführte 
Argument, dass diese Verfassungs-
beschwerde kaum einen praktischen 
Anwendungsbereich hätte, will heute 
nicht mehr überzeugen. Sollte dem 
wirklich so sein, würde das Landes-
verfassungsgericht jedenfalls auch 
nicht sonderlich belastet, hätte im 
 Einzelfall aber doch die Möglichkeit, 
die landeseigenen (Grund-)Rechte zu 

6   LT-Drs. 18/2095 S. 55 f. 

Die Landesverfassung 
enthält heute weitere 
Gewährleistungen, die 
nicht nur als Staatsziel-
bestimmung anzusehen 

sind, sondern denen 
augenscheinlich ein 
subjektiv-rechtlicher 
Charakter zukommen 

soll

Das Schleswig-Holsteinische Landes-
verfassungsgericht ist faktisch nur ein 
Staatsgerichtshof. Ein Blick in den Zu-
ständigkeitskatalog des Art. 51 Abs. 2 
LV und § 3 LVerfGG zeigt, dass es kei-
ne vollständige Verfassungsgerichts-
barkeit ausübt, sondern auf die Ent-
scheidung staatsorganisationsrecht-
licher Streitigkeiten beschränkt ist. Ein 
wichtiger Baustein fehlt: die individu-
elle Verfassungsbeschwerde. 

Die Diskussion um ihre Einführung 
ist fast so alt wie das im Jahre 2008 
 gegründete Landesverfassungsgericht 
selbst. Sein früherer Präsident Dr. 
Bern hard Flor warb in der Landespoli-
tik seit 2009 dafür, den Bürger*innen 
des Landes die Möglichkeit zu eröff-
nen, die ihnen in der Landesverfas-
sung gewährten individuellen Rechte 
vor dem landeseigenen Verfassungs-
gericht geltend machen zu können. 
Aber auch der im Jahre 2013 vom 
Landtag eingesetzte „Sonderausschuss 
Verfassungsrecht“ ließ sich nicht über-
zeugen, obwohl sich zahlreiche Stim-
men aus Gesellschaft, Wissenschaft 
und Justiz mit guten Argumenten dem 
Werben angeschlossen hatten. 

Einen neuen Anlauf nahmen die 
Abgeordneten des SSW im Mai 2018. 
Ihr Gesetzentwurf sah die Einführung 
einer Verfassungsbeschwerde vor bei 
Beeinträchtigung der Grundrechte, 
grundrechtsgleichen Rechte oder 
staats bürgerliche Rechte durch die 
 öffentliche Gewalt. Hierdurch sollte 
ein möglichst niederschwelliger und 
ortsnaher Weg zu einer umfassenden 
Verfassungsbeschwerde eröffnet wer-
den (LT-Drs. 19/719). Umfassend des-
halb, weil sie sich sowohl auf die mit 
der Rezeptionsklausel des Art. 3 LV 
zum Bestandteil der Landesverfassung 
gemachten Grundrechte und staats-
bürgerlichen Rechte des Grundgeset-
zes, als auch auf die „überschießenden“ 
landeseigenen Grundrechte, grund-
rechts gleichen / staatsbürgerlichen 
Rechte bezog. Im Innen- und Rechts-
ausschuss des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages wurde sowohl das 
sich aus dem Entwurf ergebende un-

beschränkte Nebeneinander der Ver-
fassungsbeschwerden bezüglich der 
rezipierten (Grund-)Rechte sowohl 
zum Bundesverfassungsgericht als 
auch zum Landesverfassungsgericht, 
als auch die damit einhergehende 
Mehrbelastung des ehrenamtlich täti-
gen Landesverfassungsgerichts kri-
tisch diskutiert (Niederschrift der 42. 
Sitzung v. 24. 10. 2018). Um wenigstens 

eine Zuständigkeit des Landesverfas-
sungsgerichts für die überschießenden 
(Grund-)Rechte zu begründen, legten 
die Abgeordneten des SSW einen Än-
derungsantrag vor (Umdr. 19/3724), 
der vom Innen- und Rechtsausschuss, 
aber mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP gegen die Stimmen 

von SPD und SSW abgelehnt wurde. 
Darüber hinaus empfahl der Aus-
schuss dem Landtag mit den Stimmen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und FDP gegen die Stimme des 
SSW bei Enthaltung der SPD, den Ge-
setzentwurf der Abgeordneten des 
SSW abzulehnen (LT-Drs. 19/3742). 

So wurde die Idee, den Bürger*innen 
des Landes die ihnen in der Landes-
verfassung zugedachten (Grund-)
Rechte durch Einführung einer Verfas-
sungsbeschwerde überhaupt als „eige-
ne“ Rechte zugänglich zu machen, 
vom Parlament als Teil einer Sammel-
drucksache (19/3756) behandelt und 
ohne Aussprache einstimmig beerdigt 
(Pl.Prot. 19/146).

Neues Spiel, neues Glück, scheinen 
sich die nunmehr zu einer Fraktion zu-
sammengewachsenen Abgeordneten 
des SSW gedacht zu haben und legten 
in der neuen Legislaturperiode einen 
Gesetzentwurf vor, der die Einführung 
einer Verfassungsbeschwerde von 
vornherein auf die überschießenden 
Grundrechte und  grundrechtsgleichen 
Rechte beschränkt: Obwohl sich „ein 
elementarer Teil der Demokratie“ da-
durch ausdrücke, dass Bürgerinnen 
und Bürger ihre verfassungsmäßigen 
Rechte auch einklagen können, sei 
dies gegenwärtig nicht möglich. Es 
 gelte zu verhindern, dass die landes-
spezifischen Rechte im Konfliktfall 
leerlaufen, heißt es in der Begründung 
(LT-Drs. 20/71). Und man möchte 
hinzufügen: Um zu verhindern, dass 
die in der Landesverfassung enthalte-
nen subjektiven Rechten nicht auf 
dem Stand bloßer Lippenbekennt-
nisse verharren. 

Im Februar d. J. hat der Landesver-
band der nrv zu dem Gesetzentwurf 
eine schriftliche Stellungnahme ge-
genüber dem Innen- und Rechtsaus-
schuss abgegeben (Umdr. 20/867): 

Anhörung zum Gesetzentwurf der 
Fraktion des SSW: 
Entwurf eines Gesetzes zur Zulassung 
von Verfassungsbeschwerden,  
Drs. 20/71

Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes sollten 
zumindest diejenigen 

Grundrechte und grund-
rechtsgleichen Rechte 
einklagen können, die 

sich als landes spezifische 
Rechte jenseits der 

 Rezeptionsklausel in der 
Landesverfassung finden
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sein Geld aber auch wert sein. Dabei 
wird sich die Mehrbelastung für das 
Gericht und eine damit einhergehen-
de Mehrbelastung des Landeshaus-
halts absehbar in einem  übersichtlichen 
Rahmen halten, solange man sich auf 
die landeseigenen (Grund-)Rechte 
beschränkt. Eine ehrenamtliche Tätig-
keit der Richter*innen wird auf jeden 
Fall weiterhin möglich sein. Selbst eine 
Erhöhung der Arbeitskraft wissen-
schaftlicher Mitarbeiter*innen und der 
Servicekräfte scheint nicht zwingend; 
dies könnte aber zu gegebener Zeit 
überprüft und bedarfsgerecht ange-
passt werden:

Der amtierende Präsident des Lan-
desverfassungsgerichts nimmt an, dass 
der personelle Mehrbedarf etwa eine 
Stelle eines wissenschaftlichen Mit-
arbeiters betrage16. Für das Ober-
verwaltungsgericht, das gegenwärtig 
sowohl die sachlichen als auch im We-
sentlichen die personellen Ressourcen 
im nichtrichterlichen Bereich stellt, 
meint auch dessen Präsidentin, dass 
die zu erwartende Mehrbelastung eine 

16  Umdr. 20/435

nur moderate wäre17. Der ehemalige 
Präsident des Landesverfassungs-
gerichts wurde in der vergangenen 
 Legislaturperiode sogar mit der Aus-
sage zitiert, dass er bei Einführung ei-

ner solchen Verfassungsbeschwerde 
mit „keinerlei zusätzlichen Kosten“ 
rechne und dass die Mehrbelastung 
„mit den bestehenden Mitteln zu be-
wältigen“ sei18.

17  Umdr. 20/251
18  so MdL Harms im Innen- und Rechtsaus-

schuss am 24.10.2018, Dok. 19-042_10-18 S. 14

V.
Schließlich kann der Gesetzgeber auch 
durch eine entsprechende Gestaltung 
des Verfahrens Einfluss auf die Höhe 
der Arbeitsbelastung des Gerichtes 
nehmen. So könnte – ungeachtet des 
tatsächlich zu erwartenden Zuwachses 
an Verfahren – im Landesverfassungs-
gerichtsgesetz vorgesehen werden, 
dass das Gericht eine oder mehrere 
Kammern berufen kann (besetzt mit 
drei Richter*innen, vgl. § 15a BVerfGG) 
und festgelegt werden, in welchen Ver-
fahrensarten welche Entscheidungen 
durch eine solche Kammer getroffen 
werden. Auf jeden Fall bedarf nicht 
jede unzulässige oder offensichtlich 
unbegründete Beschwerde einer Ent-
scheidung durch sämtliche Mitglieder 
des Gerichts. 

Zu weiteren verfahrensmäßigen Fra-
gen, die im  Landesverfassungs gericht 
zu regeln sind, können wir uns den 
Ausführungen und Empfehlungen des 
Präsidenten des Landesverfassungs-
gerichts19 anschließen. 

      ¶

19  Umdr. 20/435, dort unter III. Zu Einzel-
fragen des vorliegenden Entwurfs

Schließlich kann der 
Gesetzgeber auch 

durch eine entspre-
chende Gestaltung des 
Verfahrens Einfluss auf 
die Höhe der Arbeits-

belastung des Gerichtes 
nehmen

konturieren. Unerwähnt bleibt, dass es 
auch andere Zuständigkeiten gibt, die 
wenig nachgefragt werden, deren Ge-
gebenheit deshalb aber nicht in Frage 
gestellt wird7. 

Im Übrigen war die Diskussions-
grundlage im Sonderausschuss eine 
andere als heute. Man ging zu dem 
Zeitpunkt von drei relevanten landes-
eigenen Verfassungsrechten aus und 
fürchtete das Signal auszusenden, dass 
man für bestimmte Gruppen ein 
„ Sonderrecht“ einführe8. Mit der Ver-
fassungsreform 2014 sind jedoch neue 
Rechte hinzugekommen. Je mehr 
 dieser Rechte mittels Verfassungs-
beschwerde wehrfähig würden, desto 
eher ließe sich der Eindruck vermei-
den, dass eine Art „Minderheitenver-
fassungsbeschwerde“ geschaffen wer-
den soll9. 

II.
Gerade deshalb fragt sich, weshalb der 
vorliegende Gesetzentwurf auf die 
Verfassungsrechte des Art. 4 Abs. 1, 
Art. 6 Abs. 1, Art. 12 Abs. 2 und 4 sowie 
Art. 14 Abs. 2 Satz 2 LV beschränkt ist. 
Die Landesverfassung enthält heute 
weitere Gewährleistungen, die nicht 
nur als Staatszielbestimmung anzuse-
hen sind, sondern denen augenschein-
lich ein subjektiv-rechtlicher Charak-
ter zukommen soll: 

•  Am auffälligsten ist dies bei 
Art. 10 Abs. 3 LV, der Kinder und 
Jugendliche ausdrücklich als 
„Träger von Rechten“ bezeichnet 
und ihnen ein „Recht auf gewalt-
freie Erziehung, auf Bildung, auf 
soziale Sicherheit und auf die 

7  wie die Nichtanerkennungsbeschwerde 
einer Partei oder die Verfahren im Zusam-
menhang mit Volksbegehren und Volks-
entscheiden, so schon Flor, Umdr. 19/1283 

8  MdL Herdejürgen, Sonderausschuss „Ver-
fassungsreform“, Ausschuss-Prot. 18-005_ 
11-13 v. 04. 11. 2013, S. 12 und MdL Harms, 
Niederschrift Sonderausschuss „Verfas-
sungsreform“, Klausurtagung v. 24. 03. 2014, 
S. 31

9  so auch die Bedenken bei Brüning, Umdr. 
20/435

Förderung ihrer Entwicklung zu 
eigenverantwortlichen und ge-
meinschaftsfähigen Persönlich-
keiten“ gibt10. 

•  Ähnlich deutlich ist in Art. 6 
Abs. 2 Satz 2 LV die Rede von ei-
nem „Anspruch“ der nationalen 
dänischen Minderheit, der Min-
derheit der deutschen Sinti und 
Roma und der friesischen Volks-
gruppe „auf Schutz und Förde-
rung“ 11. 

•  Art. 5 LV flankiert das passive 
Wahlrecht und formuliert für den 
Fall der Kandidatur für einen Sitz 
in einer Volksvertretung subjek-
tiv geprägte Leistungs- und Ab-
wehrrechte12. 

•  Art. 14 Abs. 1 LV formuliert u. a. 
eine vom Land zu gewährleisten-
de „Teilhabe“ der Bürgerinnen 
und Bürger an den von ihm zu 
schützenden digitalen Basis-
diensten. Obwohl im Gesetzent-
wurf als Staatszielbestimmung 
zwecks Gewährleistung der kon-
tinuierlichen Verbreiterung digi-

10  für einen immerhin begrenzten Grund-
rechtscharakter Schubert in: Becker/ 
Brüning/Ewer/Schliesky, Verfassung des 
Landes Schleswig-Holstein, Handkom., 
1. Aufl. 2021, Art. 10 Rn. 24 ff.

11  Deshalb für einen Grundrechtscharakter 
Bäcker in: Becker/Brüning/Ewer/Schliesky, 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, 
Handkom., 1. Aufl. 2021, Art. 6 Rn. 12, 27

12  Waack in: Becker/Brüning/Ewer/ Schliesky, 
Verfassung des Landes Schleswig-Holstein, 
Handkom., 1. Aufl. 2021, Art. 5 Rn. 1

taler Angebote des Landes for-
muliert13, lassen sich die Bürger-
innen und Bürger unzweideutig 
als Adressaten verstehen14. 

Warum sie ausgespart sind, ergibt 
sich aus der Gesetzesbegründung 
nicht. 

III.
So oder so stellt sich die weitere Frage, 
ob die einklagbaren Rechte in einem 
neuen Art. 51 Abs. 2 Nr. 7 LV einzeln 
benannt werden oder ob man sich auf 
eine allgemeinere Formulierung  einigt. 
Letzteres hätte den Vorteil, dass den 
Bürger*innen Schleswig-Holsteins die 
Möglichkeit gegeben würde, die Rech-
te, die ihnen von Verfassungs wegen 
gewährt werden, sämtlichst selbst gel-
tend zu machen. Dem Landesver-
fassungsgericht bliebe es dann über-
lassen, den Charakter des geltend ge-
machten Rechts zu ermitteln und zu 
bestimmen. Ergibt sich dieser nicht 
ohne Weiteres aus der Verfassung oder 
den Materialen, scheint es aber ange-
bracht, dass der Verfassungsgeber 
selbst eine entsprechende Bestim-
mung „nachreicht“, indem er die Ver-
fassungsrechte explizit benennt, sie  
auf diese Weise selbst als wehrfähig 
charak terisiert und sie, nunmehr aus-
gestattet mit dem zugehörigen Rechts-
schutz, überhaupt erst in den Rang 
subjektiver (Grund-)Rechte erhebt15. 
Allen voran steht ihm dies als  Souverän 
zu. So handhabt es auch der Bund in 
Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, und so er-
scheint es auch uns vorzugswürdig. 

IV.
Der mit Einführung der Individual-
verfassungsbeschwerde einhergehende 
verfassungspolitische Zugewinn ist si-
cher nicht umsonst zu haben, dürfte 

13  LT-Drs. 18/2115 S. 20
14  Vgl. Schliesky in: Becker/Brüning/Ewer/

Schliesky, Verfassung des Landes Schles-
wig-Holstein, Handkom., 1. Aufl. 2021, Art. 
14 Rn. 27

15  So jdf. Ipsen, Eine Verfassungsbeschwerde 
für Niedersachsen!, NdsVBl. 1998, 130

Der mit Einführung der 
Individualverfassungs-

beschwerde einher-
gehende verfassungs-
politische Zugewinn ist 
sicher nicht umsonst zu 
haben, dürfte sein Geld 

aber auch wert sein
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I M  B L I C K P U N K T

„Justiz – Arbeit in der Zukunft“ 
Das richtige Projekt zur richtigen Zeit ?

 
Der Sprecherrat der nrv SH

Weitgehend von der Justizöffentlich-
keit unbeachtet, jedenfalls ohne direk-
te Information der Mitarbeitenden in 
der Justiz durch das Justizministerium 
( JuMi), ist im Herbst 2022 ein Projekt 
mit dem etwas sperrigen Titel „Justiz 
– Arbeit in der Zukunft“ ins Leben ge-
rufen worden. Gemäß der eigenen 
Zielbeschreibung soll das Projekt un-
ter anderem die Positionierung der 
Justiz Schleswig-Holstein als attraktive 
Arbeitgeberin, sowohl für vorhande-
nes Personal als auch für Nachwuchs-
kräfte, und die Auseinandersetzung 
mit der Veränderung der Arbeitswelt, 
die mit der Digitalisierung der Justiz 
einhergeht, anstreben.

Kern des Projekts ist eine Koordi-
nierungsgruppe, in der alle Gerichts-
barkeiten sowie die Staatsanwaltschaft 
mit je einer Person vertreten sind. Die 
konkrete Arbeit soll durch sieben 
 Themenkreise organisiert werden, in 
denen alle Gerichtsbarkeiten, die 
Staatsanwaltschaft und alle Dienst-
gruppen vertreten sein sollen und die 
die Interessen der Beschäftigten einer-
seits und die der Verwaltung ander-
seits ermitteln und einbringen sollen, 
sowie u. a. Anforderungen an bauliche 
Veränderungen und die künftige Ar-
beitsverteilung zwischen den Dienst-
gruppen erarbeiten sollen.

Projektarbeit on top ohne 
 Freistellung?!

Dies klingt nach recht viel Personalein-
satz, der aber im Wesentlichen durch 
die Justizgliederungen selbst zu erbrin-
gen ist. Denn eine personalwirtschaft-
liche Berücksichtigung nach Pebb§y 
ist weder für die Mitarbeit in der Koor-
dinierungsgruppe noch für die Tätig-
keit in den Themenkreisen vorgese-
hen. Ob dies das richtige Signal ist, 
nachdem bereits die Digitalisierung 
der Justiz zur erheblichen Bindung 
von Personalressourcen der Gerichte 
und Staatsanwaltschaften geführt hat, 
und ob dies geeignet ist, eine mög-
lichst breite Zusammensetzung der 
Themenkreise, auch und gerade unter 

Einschluss der nichtrichterlichen 
Kolleg*innen, zu fördern, kann getrost 
bezweifelt werden. Auch darf bezwei-
felt werden, dass wir die Veränderun-
gen der Arbeit in der Justiz, die die 
 Digitalisierung mit sich bringt, über-
haupt schon absehen können. Die Ein-
führung der eAkte ist in der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit noch lange 
nicht abgeschlossen. Gerade aus den 
Amtsgerichten gibt es bisher nur weni-

ge praktische Erfahrungen. Dort wo 
die eAkte bereits länger eingeführt ist, 
insbesondere in den Fachgerichtsbar-
keiten, läuft bei Weitem nicht alles 
rund. Die Optimierung der Arbeits-
abläufe kostet vor Ort nach wie vor 
sehr viel Arbeitskraft (und Nerven). 
Zudem wird die Justiz so richtig im 
eAkten-Zeitalter erst angekommen 
sein, wenn rein elektronisch geführte 
Akten (keine Papier- oder Hybrid-

akten) alle Verfahrensschritte, ins-
besondere auch die Durchführung 
münd licher Verhandlungen und die 
Absetzung von Entscheidungen in 
komplexeren Verfahren, dominieren.

Orientierung an eAkten-Realität oder 
realitätsfernen Idealvorstellungen?

Das heißt natürlich nicht, dass es rich-
tig wäre, weiter abzuwarten und sich 
keine Gedanken zu machen. Es ist 
dem Projekt durchaus positiv anzu-
rechnen, dass es frühzeitig auf zu er-
wartende Änderungen reagieren will. 
Auch ist es im Ansatz nicht verkehrt, 
Veränderungen in der Arbeitswelt 
 außerhalb der Justiz in den Blick zu 
nehmen. Es besteht aber durchaus die 
Gefahr, dass die Verantwortlichen im 
JuMi sich eine schöne, neue, digitale 
Welt imaginieren, die mit den Zustän-
den an den Standorten nur wenig zu 
tun hat und ihre Entscheidungen am 
Schein statt am Sein ausrichten. Klei-
nes Beispiel: Das JuMi hält die Aus-
stattung richterlicher Arbeitsplätze mit 
Druckern aufgrund der Einführung 
der eAkte nicht mehr für erforderlich 
und will diese daher aus der ent-
sprechenden Arbeitsplatzbeschreibung 
streichen. In der Realität werden aber 
oftmals zur Vorbereitung von Sitzun-
gen in nicht für den eAkten-Betrieb 
ausgerüsteten Sitzungssälen (der zwei-
te Schritt vor dem ersten) Handakten 
angelegt und auch zur Durchdringung 
komplexerer Verfahren und Entschei-
dungsfindung im schriftlichen Verfah-
ren drucken viele Kolleg*innen Doku-
mente aus, die zuvor in Papierakten 
vorlagen. Es scheint auch fraglich, ob 
ein papierloses, ausdruckfreies Büro in 
der richterlichen Arbeit überhaupt 
 realistisch erscheint, auch wenn die 
derzeit bestehenden mannigfachen 
Probleme des Echtbetriebes der eAkte 
einmal gelöst sein sollten. Wenn sich 
das JuMi in dieser Frage schon an 
Wunschvorstellungen orientiert und 
nicht an der Arbeitsrealität der Kolleg*  
innen, kann einem bei dem erklärten 
Projektziel, die Zahl der Einzelbüros 

Ob dies das 
 richtige  Signal ist, 

 nachdem  bereits die 
 Digitalisierung der 

Justiz zur erheblichen 
Bindung von Personal-

ressourcen der Gerichte 
und Staatsanwaltschaf-

ten geführt hat, und 
ob dies geeignet ist, 
eine möglichst breite 

Zusammen setzung der 
Themenkreise, auch und 
gerade unter  Einschluss 

der  nichtrichterlichen 
Kolleg*innen, zu 

 fördern, kann getrost 
bezweifelt werden
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Co-Working-Spaces mal anders 
gedacht

Die Einführung von Co-Working-
Spaces lässt sich übrigens noch unter 
einem ganz anderen Blickwinkel be-
trachten, als das JuMi es vermeintlich 
im Sinn hat. In der Justiz pendeln viele 
Kolleg*innen mehr oder weniger täg-
lich vom Wohnort zum Gerichtsstand-
ort. Etliche in Schleswig am OLG, 
LSG, OVG, VG oder der General-
staatsanwaltschaft tätige Kolleg*innen 

leben z. B. in Kiel und Umgebung und 
sind täglich auf der B 76, der Autobahn 
oder im Regionalexpress unterwegs. 
Ähnlich verhält es sich mit Hamburg im 
Verhältnis zu den südlichen Gerichts-
standorten im Land. Die Einrichtung 
gerichtsbarkeitsübergreifender Co-
Wor king-Spaces in Städten, in denen 
viele Justizangehörige wohnen, deren 
Dienstort woanders ist, könnte doch 
eine attraktive Alternative zum Home-

Office in den beengten Verhältnissen 
am heimischen Küchentisch bieten, 
die gleichwohl zeit- und CO2-intensi-
ves Pendeln reduziert. Auf diese Weise 
könnte kollegialer Austausch mit 
Kaffee runden etc. wohnortnah statt-
finden, und es würden zudem Kontak-
te zwischen den Justizzweigen geför-
dert. Co-Working-Spaces in diesem 
Sinn könnten vielleicht auch im Lübe-
cker Bezirk die Attraktivität einer Ab-
ordnung an die im nördlichen Landes-
teil gelegenen Obergerichte oder auch 
einer längerfristigen Tätigkeit dort er-
höhen.

Das erklärte Ziel, den genutzten 
Raum insgesamt zu reduzieren, würde 
man so natürlich nicht erreichen. Aber 
seien wir doch einmal ehrlich, wenn es 
darum geht, dass die Justiz ihren Bei-
trag zur Energiewende bzw. zum 
Energie sparen beitragen soll, fallen ei-
nem doch sofort etliche anderen 
 Dinge ein, als die bloße Verkleinerung 
der Räumlichkeiten. Was ist mit Solar-
paneelen auf allen Gerichtsdächern, 
wo dies baulich möglich ist? Was mit 
Ladesäulen für E-Bikes und Elektro-
autos? Was z. B. mit Heizschaltungen 
in den Büros, die täglich individuell 
aktiviert werden müssen, so dass ver-
hindert wird, dass auch während des 
Home-Office das Gerichtsbüro voll 
beheizt wird? Was mit einer Überprü-
fung, ob und in welchen  Justizgebäuden 
auf CO2-neutrale Heizsysteme umge-
stellt werden kann? 

Fazit

Das Projekt „Justiz – Arbeit in der Zu-
kunft“ wirft Fragen auf, mit denen man 
sich in der Justiz auseinandersetzen 
muss. Dass dies in Angriff genommen 
wird, ist erstmal gut. Die konkrete 
Zeitplanung beinhaltet aber das Risiko, 
dass der zweite Schritt vor dem ersten 
gemacht wird, nämlich auf (vermeint-
liche) Änderungen infolge der Digita-
lisierung (über)reagiert wird, bevor 
die Folgen der eAkten-Einführung 
überhaupt realistisch abgeschätzt wer-
den können. Gleichwohl birgt das Pro-

jekt natürlich neben Risiken auch 
Chancen, um mal diese vielgenutzte 
Phrase zu bemühen. Um die Chancen 
zu verwirklichen, ist eine möglichst 
breite Beteiligung aller Zweige der Jus-
tiz und aller Dienstgruppen und eine 
offene Ideensammlung über die arti-
kulierten Vorstellungen des JuMi hin-
aus wünschenswert. Will man nicht-
richterliche Kolleg*innen außerhalb 
der Führungsebene (Geschäftsleiter* 

innen o.ä.) wirklich einbeziehen, wird 
das ohne Teilfreistellungen nicht wirk-
lich gehen. Eine kritische Begleitung 
des Prozesses ist notwendig um sicher-
zustellen, dass der Anspruch, die 
 Attraktivität der Justiz als Arbeitgebe-
rin zu sichern, im Fokus bleibt, und zu 
verhindern, dass im Rahmen dieses 
Projektes ähnlich viele Fehlentschei-
dungen getroffen werden und Rück-
schläge hinzunehmen sind, wie im 
Rahmen der Einführung der eAkte. 
Am Ende müssen der erweiterte 
Hauptpersonalrat und ggf. die be-
reichsspezifischen und örtlichen Mit-
bestimmungsgremien sehr genau prü-
fen, ob und welchen Dienstvereinba-
rungen sie zustimmen.

      ¶

Um die Chancen zu 
verwirklichen, ist 

eine möglichst breite 
Beteiligung aller Zweige 

der Justiz und  
aller Dienstgruppen 

und eine offene 
Ideensammlung 

über die artikulierten 
Vorstellungen  

des JuMi hinaus 
wünschenswert

Die Einrichtung 
gerichtsbarkeits-
übergreifender 

 Co-Working-Spaces 
in Städten, in denen 

viele  Justizangehörige 
 wohnen, deren 

Dienstort woanders 
ist, könnte doch eine 
attraktive Alternative 
zum Home-Office in 

den beengten Verhält-
nissen am heimischen 

Küchentisch bieten, die 
gleichwohl zeit- und 

CO2-intensives Pendeln 
reduziert

zu verringern und durch Workspaces 
zu ersetzen, schon angst und bange 
werden.

Es darf keinen faktischen Home-Office-
Zwang geben

Sicher, Veränderungen in der Arbeits-
welt, die sich in anderen Bereichen zei-
gen, werden an der Justiz nicht spurlos 
vorbeigehen. Die richterliche Tätigkeit 
ist aber u. a. von Telefonieren und 
 Diktieren geprägt, so dass die Nutzung 
von Büros durch mehrere Kolleg*innen 
gleichzeitig jedenfalls nicht ohne be-
sondere Schwierigkeiten möglich ist. 
Auch sollten sich die Verantwortlichen 
daran erinnern, dass die weitgehend 
freie Wahl zwischen Home-Office und 
Arbeit im Gericht, die im richterlichen 
Bereich schon immer bestanden hat 
und durch Pandemie und Digitalisie-
rung nur erleichtert und z. T. auf nicht-

richterliche Kolleg*innen ausgeweitet 
worden ist, wesentlich zur Attraktivität 
der Justiz als Arbeitgeberin beiträgt. 
Sofern es mit dem Erhalt dieser Attrak-
tivität wirklich ernst gemeint ist, gilt es 
diese Wahlmöglichkeit auf jeden Fall 
zu erhalten. Die Einführung von Co-

Working-Spaces darf nicht zu einem 
faktischen Zwang zur Arbeit im 
Home-Office werden. Es muss sicher-
gestellt sein, dass Kolleg*innen, die im 
Gericht in einem Einzelbüro tätig sein 
wollen, dies auch können, und zwar 
grundsätzlich immer und nicht nur 
z. B. an bestimmten Wochentagen. Bei 
der Bedarfsabschätzung für Einzel-
büros ist daher große Zurückhaltung 
geboten. Keinesfalls darf ein durch die 
Digitalisierung verstärkter Trend zu 
mehr Home-Office an einzelnen 
Standorten der Justiz (einige Arbeits-
gerichte?) blind zur Bedarfsplanung in 
der gesamten Justiz herangezogen wer-
den.

Restriktive Regelungen zum Home-
Office verbieten sich ebenso

Umgekehrt muss es Sorgen bereiten, 
wenn das Projekt Rahmenvorgaben 
für Heimarbeit erarbeiten will. Dies 
macht für den nichtrichterlichen Be-
reich zwar Sinn, in dem dies zuvor 
nicht oder nur sehr eingeschränkt 
möglich war, aber auch dort sollte im 
Sinne des Zieles der Arbeitsplatzattrak-
tivität ein möglichst wenig restriktiver 
Ansatz, der die mit der eAkte verbun-
den Möglichkeiten nutzt, gewählt wer-
den. Im richterlichen Bereich, in dem, 
wie gesagt, Heimarbeit seit jeher mög-
lich ist, verbietet sich jegliche Restrik-
tion. Es ist nicht einzusehen, warum 
ausgerechnet die Digitalisierung, die 
das Arbeiten zu Hause faktisch erleich-
tert, weil der Aktentransport wegfällt, 
Grund sein sollte, die auch bisher 
 bestehende Freiheit der Wahl des 
 Arbeitsortes, einzuschränken. Richter-
liche Mitbestimmungsgremien sollten 
derartigen Überlegungen, wenn sie 
denn artikuliert werden, jedenfalls 
entgegentreten und keinen restrikti-
ven Regelungen zustimmen.

Die Attraktivität des Arbeitsplatzes 
kann vielfältig gesteigert werden

Man mag einwenden, dass  Kollegialität 
und „Wir“-Gefühl verloren gehen, 

wenn man im Gericht kaum noch 
Kolleg*innen trifft. Tatsächlich ist es 
erstrebenswert, die Gerichtsstandorte 
als Arbeitsplätze zu erhalten, die man 

gerne aufsucht und dort den kollegia-
len Austausch sucht. Ein gutes 
 Betriebs klima lässt sich allerdings 
nicht verordnen und auch nicht in 
 einer Dienstvereinbarung beschlie-
ßen, schon gar nicht durch verbind-
liche Anwesenheitszeiten. Es können 
aber die Rahmenbedingungen für ein 
gutes Betriebsklima geschaffen wer-
den. Zu denken ist an Sozialräume, die 
so gestaltet sind, dass die Durch-
führung von Kaffeerunden und Kol-
legialbesprechungen in ihnen wirklich 
attraktiv ist. Auch Betriebssportange-
bote oder andere gemeinsame außer- 
oder semidienstliche Aktivitäten 
 können die Arbeitsplatzattraktivität 
steigern. All das gibt es z. T. schon, 
aber nicht an allen Standorten, und ist 
 sicher noch ausbaufähig. Es lässt sich 
bestimmt noch an eine ganze Reihe 
anderer Dinge denken, die das Arbei-
ten vor Ort im Gericht attraktiv 
 machen. Es bleibt zu hoffen, dass sol-
che soften Aspekte der Arbeitszufrie-
denheit im Rahmen des Projektes an-
gemessene Berücksichtigung finden 
und nicht Einsparzielen untergeordnet 
werden. 

Es muss sichergestellt 
sein, dass Kolleg*innen, 

die im Gericht in ei-
nem Einzelbüro tätig 

sein wollen, dies auch 
 können und zwar grund-
sätzlich immer und nicht 
nur z.B. an bestimmten 
Wochentagen. Bei der 

Bedarfsabschätzung für 
Einzelbüros ist daher 
große Zurückhaltung 

geboten

Es ist nicht einzusehen, 
warum ausgerechnet 
die Digitalisierung, die 
das Arbeiten zu Hause 

faktisch erleichtert, 
weil der Aktentransport 

wegfällt, Grund sein 
sollte, die auch bisher 

bestehende Freiheit der 
Wahl des Arbeitsortes, 

einzuschränken
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treten oder Sachverhaltsfragen haben, 
bedeutet „eilig“ hier, dass eine soforti-
ge Entscheidung ergehen muss, um 
den Prüfungsablauf nicht zu gefähr-
den. Gerichtlich Bestand haben müs-
sen solche Entscheidungen im Streit-
fall trotzdem. 

Wichtige planbare Entscheidungen 
gehen zuvor über den Tisch der Leite-
rin des Prüfungsamtes. Alles in allem 
also eine ganz andere Arbeit als als 
Richterin.

Meine Tätigkeit am GPA wird an-
gereichert mit einem kleinen Recht-
sprechungsanteil in einem Zivilsenat 
am OLG. 

Nun zu meinem Fazit: Ich genieße 
grundsätzlich meine Arbeit am Amts-
gericht, jedoch ist die Tätigkeit in ei-

nem Team sehr bereichernd. Dieser 
Aspekt fehlt allzu oft am Gericht. 

Die sehr unterschiedlichen Bedarfe 
der vielschichtigen Beteiligten zu se-
hen, schult den eigenen Umgang mit 
Menschen. 

Ich konnte in dem ersten Jahr der 
Abordnung viele Einblicke gewinnen, 
die ich als Richterin an einem Gericht 
nicht hätte bekommen können. Ich 
freue mich auf das 2. Jahr in dem sehr 
freundschaftlich miteinander agieren-
den Team. 

Vor diesem Hintergrund werbe ich 
für Abordnungen jedweder Art. 
 Gerade Abordnungen in politisch- 
administrative Bereiche zeigen die 
Schnittstelle zwischen unabhängiger 
Justiz im Rahmen der Rechtsprechung 

und dennoch die Abhängigkeit der 
Justiz im Allgemeinen von diversen 
politischen oder Verwaltungsentschei-
dungen. Abordnungen aus dem 
Richter dienst in verschiedenste Berei-
che von Ministerien und Behörden 
sind in der Justiz im Norden gelebte 
Praxis – idealiter eine Win-Win-Situa-
tion für beide Seiten. Dieses Interagie-
ren zu erleben, mitzugestalten und sich 
in diesem zu bewegen, lässt mich Vor-
gänge in der Justiz besser einordnen. 
An keinem Tag habe ich bislang die 
Entscheidung, in eine Abordnung zu 
gehen, bereut. 

In diesem Sinne möchte ich alle er-
mutigen, einen kleinen „Exkurs“ von 
der richterlichen Tätigkeit zu wagen☺.

      ¶

Nicht selten findet sich in den Medien 
die Einschätzung, Richter*innen seien 
arrogant, selbstherrlich, unbelehrbar 
und kaum teamfähig. Allein bei dem 
Titel der aktuellen Serie des Handels-
blattes „Wenn Richtern alles egal ist“, 
verzagt man als Inhaber*in des Berufs-
standes. Auch vor dem Hintergrund 
der europäischen Entwicklung in der 
Justiz müssen wir uns immer wieder 
selbst auf Fehlentwicklungen überprü-
fen. 

Trotz eigener Begeisterung für den 
ausgeübten Beruf müssen wir somit 
hinterfragen, ob etwas dran sein könn-
te an der Wahrnehmung Einiger, 
Richter*innen seien unnahbar und ihr 
Selbstbild stünde ihren eigentlichen 
Aufgaben entgegen. 

Dies ist aber schwierig, da wir rele-
vante Entscheidungsbefugnisse inne-
haben und trotz Instanzenzug insge-
samt selten korrigiert werden. Nach 
Jahren der Rechtsprechung schleicht 
sich bei manchen vielleicht eine innere 
Überzeugung ein, man sei so großartig 
und unfehlbar, wie man es in einigen 
Situationen vor Gericht vorgespielt 
bekommt. Das Phänomen teilen wir 
mit anderen Berufsständen. Auch 

Ärzt*innen („Halbgötter in Weiß“) 
werden schier unfassbare Fähigkeiten 
nachgesagt, die nicht selten zu Persön-
lichkeitsveränderungen führen. 

Vor diesem Hintergrund habe ich 
meine Komfortzone verlassen und 
mich für zwei Jahre in eine weisungs-
abhängige Abordnung begeben. Der-
zeit bin ich als Schleswig-Holsteiner 
Richterin als Referentin beim Ge-
meinsamen Prüfungsamt der Länder 
Hamburg, Schleswig-Holstein und 
Bremen für das 2. Juristische Staats-
examen in Hamburg tätig. Die Arbeit 

ist vielschichtig und lehrreich. Wir 
 arbeiten in einem Team von sieben 
Personen, sprechen aktuelle Ereignis-
se eng ab und sind Ansprechpartner* 
innen für Referendar*innen aus allen 
drei Bundesländern, Prüfer*innen, 
An wält*innen aus Widerspruchsver-
fahren, Amtsärzt*innen bei Entschei-
dungen über Prüfungserleichterungen 
und agieren nach aktuellen politischen 
Vorgaben, die sich stetig ändern. So ist 
es nicht ganz einfach, eine Mehrländer-
behörde zu organisieren – insbesonde-
re dann, wenn die drei Bundesländer 
z. B. sehr unterschiedliche Regelungen 
zu Maßnahmen während der Corona-
Pandemie vorgeben. 

Auch das Tempo ist mitunter eine 
Herausforderung. So hat das Wort 
„Rotdeckel“ hier für mich eine neue 
Bedeutung bekommen. Sofern bei Ge-
richt eilige Entscheidungen oft binnen 
weniger Tage verfasst werden müssen, 
geht es hier nicht selten nur um wenige 
Minuten. Falls während einer schrift-
lichen oder mündlichen Prüfung 
Kandidat*innen erkranken, ansonsten 
Hilfe benötigen, sich mit rechtlichen 
Fragestellungen zum Prüfungswesen 
an uns wenden, unangemessen auf-

I M  B L I C K P U N K T

Abordnung mal anders –  
Die Tätigkeit beim Gemeinsamen 

 Prüfungsamt in Hamburg
 

von Dr. Birthe Dressel, Reinbek, zzt. Hamburg 
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